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Abgeordneter Hermsdorf 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die in der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1955 festgestellten über- und außerplanmäßigen Ausgaben 

— Drucksache 17 — werden nachträglich genehmigt (§ 83 
Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung). 

2. Die vom Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1955 

— Anlage A der Drucksache 554 — festgestellten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben werden nachträglich geneh- 
migt (§ 83 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung) und die Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1955 werden bis auf 
die Vorbehalte für erledigt erklärt (§ 107 Abs. 4 , § 108 
Abs. 2 der Reichshaushaltsordnung). 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrruckerei, Bonn 
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3. Die Bundesregierung wird wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1955 (einschließlich Ver- 
mögensrechnung) gemäß Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes, § 108 Abs. 1 und 2 der Reichshaushaltsord- 
nung entlastet. 

4. Der Deutsche Bundestag nimmt von der Denkschrift des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes vom 19. August 
1958 über die hauptsächlichsten Prüfungsergebnisse des 
Bundesrechnungshofes (Anlage B der Drucksache 554) 
Kenntnis. 

5. Folgendem Entschließungsantrag wird zugestimmt; 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Aufstellung 
und der Ausführung der Bundeshaushaltspläne die Fest- 
stellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Anlage) zu beachten. 

b) Die Bundesminister werden ersucht, die Einzelbemer- 
kungen und die in der Denkschrift enthaltenen Prü- 
fungsergebnisse des Bundesrechnungshofes, soweit diese 
ihren Geschäftsbereich betreffen, allen an der Ausfüh- 
rung der Bundeshaushaltspläne beteiligten Behörden 
und Stellen bekanntzugeben. 

c) Der Bundesminister der Finanzen wird im besonderen 
ersucht, bei der Aufstellung und der Ausführung der 
Bundeshaushaltspläne sowie bei der Aufstellung der 
Bundeshaushaltsrechnungen darauf zu achten, daß den 
Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages (Anlage) Rechnung 
getragen wird. 


Bonn, den 19. Januar 1960 


Der Haushaltsausschuß 


Schoettle 

Vorsitzender 


Hermsdorf 

Berichterstatter 
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Anlage 


Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsaussdiusses 


Der Haushallsaussdiuß hat auf Grund der Prüfung 
der Bundeshaushaltsrechnung 1955 durch den Rech- 
nungsprüfungsausschuß sowie auf Grund der Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes, der Denk- 
schrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
und des Berichts des Präsiidenten des Bundesrech- 
nungshofes über seine Tätigkeit als Bundesbeauf- 
tragter für WdrtschaftMdrkeit in der Verwaltung 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1955 die nachfolgen- 
den Feststellungen und Bemerkungen einstimmig 
gebilligt: 

1. Der Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1955 
(§§ 75, 77 RHO) beträgt im ordentlichen Haus- 
halt 1 333 006 706,35 DM. Er hätte nach § 75 
Satz 1 RHO spätestens in den Bundeshaushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1957 als ordentliche 
Ausgabe eingestellt werden müssen. Nach § 6 
des Haushaltsgesetzes 1957 wurde jedoch § 75 
Satz 1 RHO im Rechnungsjahr 1957 nicht an- 
gewendet. 

Die am Schluß des Rechnungsjahres 1855 im 
ordentlichen Haushalt verbliebenen Haushalts- 
reste in Höhe von 5 642 076 605,44 DM, die auf 
das Rechnungsjahr 1956 übertragen sind, be- 
lasten des Rechnungsjahr 1955 wie wirklich 
entstandene Ausgaben. 

2. Zu den allgemeinen Fragen des Haushaltsrechts 
stellt der Haushaltsausschuß fest, daß er, so- 
weit er nicht ausdrücklich eine andere Stellung- 
nahme vorschlägt, dem Standpunkt des Bun- 
desrechnungshofes beitritt. 

3. Der Haushalts ausschuß schließt sich den Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsrechnung 1955 an und schlägt 
dem Bundestag die Entlastung vor. 

Im einzelnen lenkt der Haushalts aus schuß die 
Aufmerksamkeit des Bundestages auf die im 
folgenden Teil dieses Berichts erwähnten Vor- 
gänge. 


Anlage A der Dnicksadie 554 

Bemerkungen des Bundesredinungshofes zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1955 (einschließlich Vermögens- 
rechnung) 

Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 RHO 

4. (zu Tz. 13) 

Der Bundes minister der Finanzen hatte im 
März und April 1956 Teile des Kassenbestan- 
des der Bundeshauptkasse in Höhe von zu- 
sammen 60 Mio DM bei zwei Banken zu einem 
Zinssatz von 3 v. H. angelegt. Die Höhe der 
Geldeinlagen bei den beiden Banken betrug je 
30 Mio DM. Der Bundesminister der Finanzen 


gab diese Einlagen unter der Bedingung, daß 
die Banken jeweils einem Land ein Darlehen 
in gleicher Höhe gewähren. Die Geldeinlagen 
sind als Teil des Kassenbestandes der Bundes- 
hauptkasse geführt worden. 

Da sie ihrem Wesen nach zweckgebundene 
Ausgaben des Bundes waren, hätten sie außer- 
planmäßig nachgewiesen werden müssen. Durch 
die Behandlung als Geldanlage sind die Aus- 
gaben der parlamentarischen Kontrolle entzo- 
gen worden. Die beiden Bankkonten sind auf- 
gelöst worden, nachdem die Länder die Dar- 
lehen an die Banken zurückgezahlt hatten. 

Es liegen Verstöße gegen § '26 Abs. 2 Satz 1, 
§ 42 Abs. 2 und § 74 RHO vor. Sie haben zur 
Folge gehabt, daß der Abschluß der Haushalts- 
rechnung 1955 unzutreffend ist. 

Dieses Verfahren ist haushaltsrechtlich unzu- 
lässig und wird deshalb beanstandet. 

5. (zu Tz. 14) 

Der Bundesminister der Finanzen hat in den 
letzten Tagen des Rechnungsjahres 1955 fol- 
gende Ausgaben als Vorschuß buchen lassen: 

a) Ankauf unverzinsMcher 
Schatzanweisungen der 
Deutschen Bundesibahn 

— Ausgabe B — . . . . 178 750 000 DM, 

b) Kassenhilfe an die Deut- 
sche Bundesbahn ... 60 000 000 DM, 

c) Ankauf von U-Schatzan- 
weisungen der Deutschen 

Bundespost 47 350 417 DM. 

Als Begründung für die Buchung im Vorschuß- 
buch ist angegeben, daß die Verrechnung der 
Ausgaben im Zeitpunkt der Zahlung aus haus- 
haltsrechtlichen Gründen noch nicht möglich 
gewesen sei. Die Vorschüsse sind im Rech- 
nungsjahr 1956 aus Mitteln des Bundeshaus- 
halts aibgedeckt worden. 

Nach § 68 Abs. 1 RHO sind alle Ausgaben in 
der Rechnung desjenigen Rechnungsjahres 
nachzuweisen, in dem sie geleistet worden 
sind. Als Vorschuß darf eine Ausgabe nur dann 
gebucht werden, wenn sie noch nicht endgültig 
verrechnet werden kann (§ 27 RHO). Bei den 
vom Bundesminister der Finanzen in den letz- 
ten Tagen des Rechnungsjahres 1955 als Vor- 
schuß gebuchten Ausgaben liegen Verstöße 
gegen die §§ 27, 68 Abs. 1, § 73 Abs. 1 und 
§ 74 RHO vor. Das wirtschaftliche Ergebnis des 
Rechnungsjahres 1955 ist in der Bundeshaus- 
haltsrechnung unrichtig dargestellt worden. 

Der Haushaltsausschuß hat von den Vorgän- 
gen Kenntnis genommen, sie beanstandet und 
den Bundesminister der Finanzen ersucht, die- 
ses Verfahren künftig nicht mehr anzuwenden. 
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Einzelplan II — Deutsdier Bundestag 

6. (zu Tz, 15) 

Bei der Erriditung der Jugendheriberge in Bonn 
sind die Bunidesmittel nicht zweckmäßig ein- 
gesetzt worden. Wie in der Drucksache 554 
ausgeführt, oblag die Bewirtschaftung der Bun- 
de smittel der Verwaltung des Deutschen Bun- 
destages. Diese hatte auf den technischen Ab- 
lauf der Bauarbeiten und die Einhaltung des 
Kostenanschlags keinen Einfluß. Sie hat die 
Zahlungen in den Rechnungsjahren 1954 bis 
1957 unmittelbar an den Landesverband Rhein- 
land eV des Deutschen Jugendheribergswerks 
geleistet, nachdem die Bundesbaudirektion je- 
weils die Notwendigkeit der Zahlungen bestä- 
tigt hatte. 

Der Bundesminister der Finanzen hat zu der 
ungenügenden Vorbereitung des Bauvorhabens 
und zu der Überschreitung der veranschlagten 
Kosten um rd. 300 000 DM ausgeführt, der Ar- 
chitekt habe sich der Durchführung seiner Auf- 
gaben nicht in dem Maße gewachsen gezeigt, 
wie es nach der Qualität seines Wettbewerbs- 
entwurfs anzu nehmen gewesen sei. Die Bun- 
desbaudirektion habe deshalb gemeinsam mit 
dem Jugendherbergswerk schon in die Bau- 
vorbereitung eingreifen müssen. Es sei nicht 
möglich gewesen, von dem Architekten prüf- 
bare Bauunter lagen in Form eines endgültigen 
Bauentwurfs mit ausführlicher Berechnung der 
Gesamtkosten und der Massen vor Einleitung 
der Bauarbeiten zu erhalten. Die Bundesbau- 
direktion habe sich dann auch weitgehend in 
die Ausschreibungen eingeschaltet, die Verdin- 
gungstermine selbst abgehalten und sich ihre 
Zustimmung bei der Vergabe der Arbeiten Vor- 
behalten. Dadurch sei der Gesamtaufwand für 
den Neubau trotz mangelnder praktischer Fä- 
higkeiten des Architekten noch in vertretbaren 
Grenzen gehalten worden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
wären die Kosten bei einer gründlichen Vor- 
bereitung des Baues durch den Architekten und 
bei Beachtung der bewährten Planüngsgrund- 
sätze für Jugendherbergen erheblich geringer 
gewesen. 

Der Bundesminister der Finanzen wird alle 
Dienststellen des Bundes darauf hinweisen, daß 
Zuwendungen des Bundes (§ 64a RHO) für Bau- 
vorhaben erst dann zu bewilligen und auszu- 
zahlen sind, wenn ausgereifte, vollständige 
Bauunterlagen mit verbindlichen Kostenberech- 
nungen vorliegen, diese von den zuständigen 
technischen Verwaltungsdienststellen aner- 
kannt worden sind und die Gewähr einer wirt- 
schaftlichen Baudurchführung gegeben ist. 

Der Haushaltsausschuß hat beschlossen, den 
Bundesminiister für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes auf die Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes aufmerksam zu machen und den 
Minister zu ersuchen, bei der Durchführung 
von Baumaßnahmen dafür Sorge zu tragen, daß 
die angekündigten Hinweise des Bundesmini- 


sters der Finanzen beachtet werden und der- 
artige Mängel nicht mehr auftreten. 

Redmungsjahre 1954 und 1955 
Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

7. (zu Tz. 16) 

Der Bundesminister des Innern hat in den 
Rechnungsjahren 1954 und 1955 Kosten für Be- 
triebsausflüge der Angehörigen seines Mini- 
steriums auf den Bundeshaushalt übernommen 
und die Ausgaben hierfür hei Tit. 299 — Ver- 
mischte Verwaltungsausgaben — gebucht. Im 
Rechnungsjahr 1954 sind hierdurch Ausgaben 
m Höhe von 3397,35 DM und ,im Rechnungs- 
jahr 1955 in Höhe von 3111,20 DM entstanden. 
Der Bundesrechnungshof hat in beiden Rech- 
nungsjahren diese Ausgaben beanstandet und 
gefordert, daß die in Anspruch genommenen 
Mittel dem Bundeshaushalt wieder zugeführt 
werden, weil im Bundeshaushalfsplan Mittel 
hierfür nicht vorgesehen sind. Die Ausgaben 
hätten auch nicht aus den Mitteln des Tit. 299 
geleistet werden dürfen, sondern hätten außer- 
planmäßig nachgewiesen werden müssen. Es 
liegen Verstöße gegen § 30 Abs. 1 Satz 1 und 
§ 74 RHO vor. Der Haushaltsausschuß hat am 
30. April 1957 die Ausbringung des bei Kap. 
60 02 vorgesehenen neuen Tit. 296 — Zu- 
schüsse zur Förderung der Betriebsgemein- 
schaft — abgelehnt. 

Der Haushalts ausschuß hat beschlossen, die 
außerplanmäßigen Ausgaben zu genehmigen 
und es der Bundesregierung zu überlassen, die 
Frage der Ausbringung eines neuen Tit. 296 
— Zuschüsse zur Förderung der Betriebsge- 
meinschaft — bei den jeweiligen Einzelplänen 
zu überprüfen. 

Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern 

8. (zu Tz. 17) 

In den Rechnungsjahren 1951 und 1952 hat der 
Bundesminister des Innern dem Deutschen 
Bundesjugendring für die „Begegnung Euro- 
päischer Jugend auf der Loreley" — Loreley- 
lager 1951 — Zuwendungen in Höhe von 
491 000 DM gewährt. 

Die vom Bundesrechnungshof im Januar 1953 
in der Geschäftsstelle des I>eutschen Bundes- 
jugendringes durchgeführten örtlichen Erhe- 
bungen haben ergeben, daß die Abrechnungs- 
Unterlagen nicht vollständig waren und der im 
Dezember 1952 vorgelegte Verwendungsnach- 
weis neu aufgestellt werden mußte. Auch da- 
nach war ungeklärt, wo ein Teil des mit Bun- 
desmitteln beschafften und wenig pfleglich ge- 
lagerten Materials verblieben war. 

Infolge der säumigen Behandlung der Angele- 
genheit durch den Bundesminister des Innern 
sind die Vorprüfung und die Rechnungsprüfung 
stark verzögert worden. Der Haushalts aus schuß 
sieht in dem Verhalten des Bundesministers 
des Innern einen Verstoß gegen den Grundsatz 
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der Wirtschaftlichkeit und Sparkamkeit (§ 26 
Abs. 1 RHO). Er ersucht den nunmehr zustän- 
digen Bundesminister für Familien- und Ju- 
gendfragen, über die Erledigung der Angele- 
genheit dem Rechnungsprüfungsausschuß einen 
Bericht vorzulegen. 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

9. (zu Tz, 18) 

In den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955 j 
hat das Statistische Bundesamt rd. 760 DM für i 
die Herstellung von Schmalfilmaufnahmen | 
(einschließlich Tonbändern), für Fotoaiufnah- , 
men und Farb-Dias für Projektionszwecke aus- 
gegeben, um die einzelnen Arbeitsphasen des 
Neubaues des Amtsgebäudes dokumentarisch 
zu belegen. Ein Beamter und ein Angestellter j 
des Amtes, die ihre eigenen Geräte zur Ver- 
fügung stellten, haben die Arbeiten durch- 
geführt. Das Amt hat erst im Dezember 1954, 
als die Ausgaben bereits überwiegend geleistet 
waren, mit ihnen einen Vertrag abgeschlossen, 
ohne die Genehmigung des Bundesministers 
des Innern einzuholen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß ist der An- 
sicht, daß die durchgeführten Arbeiten als Bei- 
trag zur Geschichte des Statistischen Bundes- 
amtes keine Bedeutung haben. Mit dem Grund- 
satz, daß die Haushaltsmittel wirtschaftlich und 
sparsam zu verwalten sind, lassen «ich die 
Maßnahmen des Bundesamtes nicht rechtferti- 
gen. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 49 
RHO vor. 

Der Bundesminister des Innern wird ersucht, 
untersuchen zu- lassen, ob die verantwortlichen 
Beamten zur Rechenschaft zu ziehen sind. 

Rechnungsjahre 1954 und 1955 
Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

10. (zu Tz. 19) 

Das Institut für Angewandte Geodäsie hat im 
März 1954 eine Schnellschneidemaschine ge- 
kauft, obwohl Haushaltsmittel hierfür nicht zur 
Verfügung standen. Am 31. März 1954 ist der 
Kauf rückgängig gemacht und eine pachtweise 
Überlassung der Maschine mit der Lieferfirma 
vereinbart worden. Im September 1955 hat das 
Institut die Maschine dann doch gekauft, wo- 
bei ein Teil der in der Zwischenzeit entrichte- 
ten Miete angerechnet worden ist. Der Kauf 
und das Mieten der Schneidemaschine waren 
nach Art und Umfang der Institutsdruckerei 
und nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes nicht erforderlich. Die nachträgliche Ver- 
einbarung des Mietkaufs hat außerdem zu einer 
Erhöhung der unnötigen Ausgabe geführt. Es 
liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 50 
Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister des Innern wird ersucht, 
untersuchen zu lassen, inwieweit die für die 
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Maßnahme des Instituts Verantwortlichen den 
Schaden zu ersetzen haben, und nach Abschluß 
der Untersuchungen dem Rechnungsprüfungs- 
ausschuß einen Bericht vorzulegen. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und For- 
sten 

11. (zu Tz. 20) 

Die für die Förderung der ländlichen Siedlung 
vorgesehenen Darlehen und Beihilfen hatte der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, wie in der Denkschrift vom 
29. Juni 1956 (Seite 21 Nr. 52) dargestellt ist, 
bereits im Zeitpunkt der Bewilligung an die 
mit der treuhänderischen Verwaltung betraute 
Deutsche Siedlungsbank auszahlen lassen. Da 
die Siedlungsträger gehalten sind, die Darle- 
hen und Beihilfen erst bei Bedarf abzurufen, 
und da zwischen dom Zeitpunkt der Bewilli- 
gung und dem Abruf im allgemeinen mehrere 
Monate liegen, hatten sich bei der Bank erheb- 
liche Beträge angesammelt. Nach den Feststel- 
lungen des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten war bei der Bank 
. dadurch bis zum 31. März 1955 ein Zinsbetrag 
von 1,8 Mio DM aufgekommen. 

Im März 1957 hat der Bundesminister der Fi- 
nanzen im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten nunmehr ein Verfahren festgelegt, nach 
dem die Bank die jeweils erforderlichen Be- 
träge unmittelbar von der Bundeshauptkasse 
erhält und im übrigen über einen Dispositions- 
fonds von 5 Mio DM verfügen kann. Die bei 
der Bank aufgelaufenen Bestände sind Ende 
1956 abgebaut worden. Anfang 1958 hat die 
Bank einen Teil ihres Zins gewinne«, nämlich 
1 Mio DM, an den Bund abgeführt. Nach den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes hat 
der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten gegen den Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ver- 
stoßen. Die Darlehen und Beihilfen sind vor- 
zeitig ausgezahlt und die bei der Bank ange- 
fallenen Zinsen verspätet und nicht in voller 
Höhe ein gezogen worden. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wird dafür zu sorgen haben, daß die restlichen 
Zinsen nunmehr unverzüglich an den Bund ab- 
geführt und die Grundsätze der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung künf- 
tig beachtet werden. 

Der Haushaltsausschuß hat festgestellt, daß der 
Mangel der vorzeitigen Auszahlung der Dar- 
lehen und der Beihilfen an die Deutsche Sied- 
lungsbank durch die Änderung der Geldversor- 
gung nun ausgeräumt ist. Zur Frage der Ab- 
führung der restlichen bei der Deutschen Sied- 
lungsbank angefallenen Zinsen wird der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ersucht, dem Rechnungsprüfungsaus- 
schuß einen Bericht vorzulegen. 
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Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

12. (zu Tz. 21) 

Mit Wirkung vom 24. Mai 1949 ist der Ruhr- 
schnellweg (RSW), der ursprünglich mit den 
dazugehörenden Grundstücken im Eigentum 
der beteiligten Städte stand, als Bundesstraße 
in das Eigentum des Bundes übergegangen. Die 
zur Berichtigung des Grundbuchs erforderlichen 
Anträge hatten im Rahmen des § 9 Abs. 1 
BStrVermG die Träger der Auftragsverwaltung 
— die Länder oder die nach Landesrecht zu- 
ständigen Selbstverwaltungskörperschaften — 
zu stellen. Für einen Teil des RSW hat das die 
Straßenbauverwaltung eines Landschaftsver- 
bandes noch nicht getan. Der Inhalt des Grund- 
buchs ist also unrichtig geblieben. 

Der Bundesrechnungshof hat den insoweit ge- 
gebenen Verstoß gegen § 9 Abs. 1 BStrVermG 
gerügt. 

Der Landschaftsverband hat die Verhand- 
lungen über den Erwerb der Grundstücke, 
die für den weiteren Ausbau des Ruhrschnell- 
wegs benötigt wurden, nicht überall selbst ge- 
führt. Im Bereich einer Stadt hat er den Er- 
werb der Grundstücke der Stadtverwaltung 
überlassen und ihr im Dezember 1954 
600 000 DM aus Mitteln des Bundes zum Neu- 
erwerb von Grundstücken gezahlt. 

Als Eigentümerin der aus diesen Mitteln zum 
Ausbau des Ruhrschnellwegs angekauften 
Grundstücke ist die Stadt im Grundbuch ein- 
getragen worden. Im Zusammenhang damit hat 
die Stadtverwaltung u. a. weitere, nicht für 
Bundesstraßenzwecke benötigte Hausgrund- 
stücke erworben und den Kaufpreis ebenfalls 
den ihr zur Verfügung gestellten Bundesmit- 
teln entnommen. Außerdem hat die Stadtver- 
waltung im Bundeseigentum stehende Grund- 
stücke getauscht. Das Eigentum an diesen im 
Tauschwege erworbenen Grundstücken ist 
ebenfalls auf die Stadt übergegangen. Der 
Landschaftsverband durfte die Grunderwerbs- 
verhandlungen nicht der Stadtverwaltung über- 
tragen. Diese unzulässige Maßnahme hat im 
weiteren Verlauf zu den oben dargelegten 
Handlungen der Stadt geführt. Die Stadtver- 
waltung hat auch sonst mehrfach zum Nachteil 
des Bundes gehandelt. 

Der Landschafts verband hat die Beanstandun- 
gen des Bundesrechnungshofes anerkannt. 

Die Stadtverwaltung ist verpflichtet, in die Be- 
richtigung des Grundbuchs einzuwilligen und 
bei den rechtsgeschäftlich von ihr erworbenen 
Grundstücken, soweit diese für den Ruhr- 
schnellweg benötigt werden, das Eigentum auf 
den Bund zu übertragen. 

Es ist Aufgabe des Landschaftsverbandes, da- 
für zu sorgen, daß diese Verpflichtungen er- 
füllt werden. 

Die Stadtverwaltung muß die zu Unrecht ver- 
einnahmten Beträge an den Bund abführen. 


Ein Vertreter der Bundesregierung hat im 
Rechnungsprüfungsausschuß hierzu ausgeführt, 
daß dem Bund voraussichtlich ein Schaden nicht 
entstanden ist. Es würden zur Zeit Richtlinien 
ausgearbeitet, die für derartige Vorgänge maß- 
gebend sind und eine einwandfreie Abwick- 
lung garantieren. 

Es wird der Erwartung Ausdruck gegeben, daß 
die Richtlinien so schnell wie möglich erlassen 
werden. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

13. (zu Tz. 22) 

In den Jahren 1951 bis 1953 ist die Verbin- 
dungsstrecke der Autobahnen Köln — Frankfurt 
und Frankfurt^ — Mannheim zwischen dem „Wan- 
dersmann" und dem Flughafen „Rhein-Main" 
mit einer Fahrbahn (zwei Fahrbahnspuren) fer- 
tiggestellt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat die unsachgemäße 
Ausführung der Bauarbeiten beanstandet. Die 
Höhe des Schadens, die nur geschätzt werden 
kann, nimmt der 'Bundesminister für Verkehr 
mit rd. 0,6 Mio DM an. Der Bundesrechnungs- 
hof schätzt den Schaden höher ein. Er führt 
aus, die Straßenbauverwaltung des Landes 
habe als Auftragsverwaltung anerkannte Re- 
geln der Baukunst außer acht gelassen und die 
ihr obliegende Pflicht, die Autobahn den Ver- 
kehrsanforderungen entsprechend zu bauen, 
nur unzureichend erfüllt. Die Bundesmittel, 
welche die Straßenbauverwaltung des Landes 
als Auftragsverwaltung bei den Deckenlosen 2, 
3 und 5 ausgegeben habe, seien nicht wirt- 
schaftlich verwendet worden. Es läge ein Ver- 
stoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster für Verkehr gebeten, zunächst die Frage 
des Ausgleichs des Schadens mit dem Lande zu 
klären; er wird die Angelegenheit verfolgen. 

Dem Rechnungsprüfungsausschuß ist vom Bun- 
desminister für Verkehr über die Klärung der 
Frage des Schadensausgleichs mit dem Lande 
ein Bericht vorzulegen. 

Einzelplan 25 — Bundesminister für Woh- 
nungsbau 

14. (zu Tz. 23) 

Der Bundesminister für Wohnungsbau hat dem 
Materialprüfungsamt für das Bauwesen einer 
Technischen Hochschule (TH) im April 1953 
eine Zuwendung von 15 000 DM und im Juli 
1954 eine weitere Zuwendung von 10 000 DM 
gewährt (§ 64a RHO). Die Zuwendungen waren 
für eine fahrbare Meßanlage bestimmt (rd. 
9900 DM für ein Kraftfahrzeug einschließlich 
Zubehör, rd. 15 000 DM für Meßgeräte); die 
gesamte Anlage ist Eigentum des Bundes. Mit 
dem Meßwagen sollten Schwingungsunter- 
suchungen, u. a. auch — in Ergänzung der 
im Laboratorium durchgeführten Schallunter- 
suchungen — bauakustische Untersuchungen an 
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fertigen Wohnungen durchgeführt werden. Der 
Meß wagen ist ini Durchschnitt kaum mehr als 
einmal im Monat und in erster Linie für Zwecke 
der TH eingesetzt worden. 

Der Bundesminister für Verkehr hat aus For- 
schungsmitteln seines Einzelplans weitere rd. 

13 000 DM für den Meß wagen zur Verfügung 
gestellt; dafür sind Meßgeräte für den Straßen- 
bau beschafft worden. 

Auch auf dem Gebiete des Straßenbaus ist der 
Meßwagen nur selten verwendet worden. 

Der Bundesrechnungshof hat ausgeführt, daß 
vor der Bewilligung der Mittel geprüft wer- I 
den mußte, ob der Wagen unbedingt notwen- i 
dig war. Der Bundesminister für Wohnungsbau i 
hätte sich insbesondere vor der Bewilligung I 
im Juli 1954 über die bisherige Verwendung ! 
des Meßwagens eingehend unterrichten müs- | 
sen. Da dieser nur wenige Male eingesetzt 
worden war, hätte er die zweite Zuwendung 1 
nicht gewähren dürfen. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau beab- 
sichtigt, den Meßwagen an die TH zu ver- 
äußern; den Verkaufspsreis hat er mit rd. 3200 
DM angegeben. Die für Zwecke des Straßen- 
baues beschafften Meßgeräte sind an die Bun- 
desanstalt für Straßenbau abgegeben worden. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO 
vor. Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für Wohnungsbau ersucht, die Frage ' 
der Ersatzpflicht zu prüfen. Der Bundesmini- , 
Ster für Wohnungsbau hat nach Prüfung durch ; 
den Justitiar seines Ministeriums erklärt, daß 
Beamte im vorliegenden Falle nicht regreß- 
pflichtig gemacht werden können. 

Der Bundesrechnungshof wird ersucht, dem 
Rechnungsprüfungsausschuß seine Haltung ge- ' 
genüber der Darstellung des Bundesministe- > 
riums für Wohnungsbau, die am 20. November ' 
1958 an den Bundesrechnungshof gegangen ist, I 
darzulegen. 

Vermögens rechnung 

15. (zu Tz. 39) ! 

Die nach § 32 Abs. 2 VBRO igef orderte über- ' 
einstimmung zwischen der Geldrechnung und , 
der Vermögensrechnung ist nicht vollständig 
erreicht worden. So haben Dienststellen eini- , 
ger Länder, die die Bundesfernstra.ßen im Auf- | 
trage des Bundes verwalten, in der Geldrech- 
nung andere vermögenswirksame Beträge an- j 
gegeben als in der Vermögensrechnung. | 

In einem Lande war die Abstimmung der Ver- i 
mögens rechnung mit der Geldrechnung nicht ! 
möglich, weil die mit der Verwaltung der Bun- 
desfernstraßen beauftragten Selbstverwaltungs- 
körperschaften des Landes die vermögenswirk- 
samen Einnahmen und Ausgaben in der Geld- 
rechnung nicht als solche ausgewiesen hatten. 

Der Bundesrechnungshof wird ersucht, in den | 
„Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu I 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- I 
nungsjahr 1956“ zu der nach § 32 Abs. 2 VBRO ' 


geforderten Übereinstimmung zwischen der 
Geldrechnung und der Vermögensrechnung 
Steilung zu nehmen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich in 
diesem Zusammenhang mit der Frage nach dem 
Stand der Vorarbeiten für die Neufassung der 
Reichshaushaltsordnung befaßt und den Bun- 
desminister der Finanzen ersucht, zu Beginn 
des Winterhalbjahres 1959 dem Haushaltsaus- 
schuß hierüber zu berichten, ln diesem Bericht 
soll die Problematik anhand des Vorentwurfs 
von Ministerialdirektor a. D. von Schmiedeberg 
dem Haushaltsausschuß dargelegt werden. 

16. (zu Tz. 40) 

Die der Kriegsopferversorgung dienenden Ver- 
mögenswerte, welche die Länder seit dem 
1. April 1950 aus den vom Bund zur Verfügung 
gestellten Mitteln beschafft haben, sind nur 
zum Teil in dem Vermögensnachweis des Bun- 
des enthalten, da nicht alle Länder diese Ver- 
mögenswerte in die Vermögensrechnung auf- 
genommen haben. Es ist noch nicht abschließend 
geklärt, ob diese Vermögenswerte dem Bund 
oder den Ländern zustehen. 

Der Bundesrechnungshof wird ersucht, auf eine 
baldige Klarstellung hinzuwirken. 

Anlage B der Drucksache 554 

Denkschrift des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes 

Allgemeine Prüfungsergebnisse 
Zuwendungen an Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung 

17. (zu Tz. 6) 

Von den allgemeinen Mängeln, die der Bundes- 
rechnungshof ständig beanstandet, sind in Tz. 6 
der Denkschrift einige genannt. Bei der Bera- 
tung im Rechnungsprüfuiigsausschuß wurde er- 
wogen, Maßnahmen zu ergreifen, um das Auf- 
treten derartiger Mängel auszuschließen. 

Zur Erfülllung bestimmter Zwecke werden 
außerhalb der Bundesverwaltung stehende Stel- 
len gemäß § 64 RHO Bundesmittel zur Ver- 
fügung gestellt. Die Zuwendungsempfänger sind 
verpflichtet, über die Verwendung der Gelder 
nach den Bundesrichtlinien 1953 zu § 64a RHO, 
deren Überarbeitung vorgesehen ist, abzurech- 
nen. Es handelt sich jetzt für die Bundesverwal- 
tung darum, einen stärkeren Einfluß auf die 
zweckentsprechende Verwendung dieser Mittel 
und deren Nachweis zu erhalten. 

Vom Rechnungsprüf ungsausschuß wurde die 
Frage erörtert, ob bei Zahlungen von Zu- 
schüssen — Kostenübernahmen durch den Bund 
— an Dritte nicht großzügiger verfahren wer- 
den sollte. Für Tagegelder und Fahrtkosten 
sollten zum Beispiel Pauschalbeträge ausge- 
bracht und für Reisen innerhalb Europas ein- 
heitliche Richtlinien festgelegt werden. 
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Demgegenüber vertritt der Bundesrechnungs- 
hof die Auffassung, daß die zuständigen Stel- 
len die Probleme des Reisekostenrechts in den 
verschiedenen Fällen nicht richtig erkannt hät- 
ten. Die Zahlung von Pauschalbeträgen bei 
der Gewährung von Zuwendungen würde sich 
mit den Bestimmungen der Reichshaushaltsord- 
nung nicht vereinbaren lassen und eine Abkehr 
von der bisherigen, mit Bedingungen verknüpf- 
ten Gewährung von Zuwendungen bedeuten. 

Der Haushai tsausschuß ersucht den Bunde s- 
beauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung, den Bundesminister des Innern und | 
den Bundesminister der Finanzen nachzu- 
prüfen, 

a) ob das Reisekostenrecht insbesondere durch 
Pauschalierung der Sätze vereinfacht und 

b) ob in diesem Zusammenhang die Einführung 
einheitlicher Reisekostensätze für Dienst- 
reisen innerhalb Europas erreicht werden 
kann. 

Weiterhin wird die Bundesregierung ersucht, 

1 . die Frage zu prüfen, ob das Problem der Ge- 
währung von Zuwendungen einfacher ge- 
staltet werden kann, 

2. das Problem der Gewährung von Zuwendun- 
gen bei der Reform des Haushaltsrechts zu 
berücksichtigen, 

3. bei der Gewährung von Zuwendungen an 
Dritte dem Haushaltsausschuß die Wirt- 
schaftspläne der Zuwendungsempfänger 
rechtzeitig vorzulegen. 

Fremdsprachliche Ausbildung von Bundes- 
bediensteten für Auslandsverwendung 

18. (zu Tz. 7) 

Die Arbeit der Bundesrepublik und ihr Einfluß 
auf internationalem und supranationalem Ge- 
biet leiden nach den Beobachtungen des Bun- 
desrechnungshofes, die er auch jüngst wieder 
bei Prüfungen von deutschen Auslandsdienst- 
stellen bestätigt gefunden hat, empfindlich 
unter dem starken Mangel an fremdsprachlich 
vorgebildeten Kräften. Bei internationalen und 
supranationalen Organisationen zum Beispiel 
ist der Anteil der Deutschen am Gesamtpersonal 
weit geringer, als dies der sachlichen und finan- 
ziellen Beteiligung der Bundesrepublik an die- 
sen Einrichtungen entspricht. Für freie Stellen, 
die der Bundesrepublik zur Besetzung ange- i 
boten werden, kann sie sehr häufig nur aus j 
sprachlichen Gründen keine Bewerber be- 
nennen. 

Diesem Zustand, der die politischen Wirkungs- 
möglichkeiten der Bundesrepublik bedenklich 
beeinträchtigt, sollte sobald wie möglich abge- 
holfen werden. Mit dem Bundesrechnungshof 
hält der Präsident des Bundesrechnungshofes 
die bisherigen Maßnahmen zur Förderung der 
fremdsprachlichen Ausbildung von Bundes- 
bediensteten für unzulänglich. 


Eine nachhaltige Besserung des derzeitigen Zu- 
starids läßt sich nach Meinung des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes nur erreichen, wenn, 
ähnlich wie die Angehörigen der Bundeswehr, 
auch geeignete Kräfte aus der übrigen Bundes- 
verwaltung, die für eine Auslandsverwendung 
in Betracht kommen, in einer eigens dafür zu 
schaffenden Schule eingehend und ausreichend 
lange sprachlich ausgebildet werden. 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Möglich- 
keiten der Errichtung einer derartigen Schule 
zu untersuchen und dem Haushaltsausschuß 
hierüber einen Bericht vorzulegen. 

Ausgaben für Hochbauten 

Neubau eines Dienstgebäudes für die Versor- 
gungsverwaltung in Freiburg 

19. (zu Tz. 8) 

Der Umstand, daß die Pläne, die der ersten 
Kostenermittlung zugrunde lagen, nur aus 
Strichskizzen bestanden, die nachfolgenden 
Änderungen des Bauentwurfs, die Gesamtkosten 
und weitere Planänderungen, insbesondere der 
Wegfall des dritten Obergeschosses, gaben dem 
Bundesrechnungshof Anlaß zur Beanstandung 
mit dem Hinweis auf Verstöße gegen die §§ 14, 
45 und 26 Abs. 1 RHO. 

Die Frage, ob Beamte für den Schaden ersatz- 
pflichtig sind, wird vom Bundesrechnungshof 
nach dem Vorliegen der Schlußabrechnuingen ge- 
prüft werden. Die Prüfung wird auch auf das 
Problem der Herabsetzung des Preises für 
den Kubikmeter umbauten Raumes ausgedehnt 
werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat beschlos- 
sen, das Ergebnis der Prüfung des Bundesrech- 
nungshofes über die Frage der Regreßpflicht 
eines Beamten abzuwarten. 

Zugehörigkeit von Bundesministern 
zu Aufsichtsräten von Unternehmen des Privat- 
rechts, an deren Kapital der Bund beteiligt ist 

Unternehmen des Privatrechts 

20. (zu Tz. 9) 

Ein Bundesminister ist zur Zeit Mitglied des 
Aufsichtsrates einer Kernreaktor-Gesellschaft. 
Der Rechnungsprüfungsausschuß hat gegen die 
Zugehörigkeit von Bundesministern oder Staats- 
sekretären zu Aufsichtsräten von Unternehmen 
des Privatrechts, an deren Kapital der Bund be- 
teiligt ist, grundsätzlich Bedenken. Der Bundes- 
minister hat wegen der Bedeutung und Eigen- 
art des Unternehmens es jedoch ausnahmsweise 
für gerechtfertigt gehalten, in der Anfangszeit 
selbst im Aufsichtsrat auf die Entwicklung des 
Unternehmens Einfluß auszuüben. Nicht nur der 
Bundesrechnungshof, sondern auch das Bundes- 
justizministerium und der Rechnungsprüfungs- 
ausschuß sind jedoch der Auffassung, daß es 
angesichts der Möglichkeit von Interessen- 
konflikten unzweckmäßig ist, wenn ein Bundes- 
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minister, der für die Verwaltung der Beteili- 
gung des Bundes an einem Unternehmen des 
Privatrechts zuständig ist und nach § 111 RHO 
die Betätigung der Vertreter des Bundes in dem 
Aufsichtsrat zu prüfen hat, selbst Mitglied des 
Organs ist. 

Es wird daher empfohlen, daß der betreffende 
Minister aus dem Aufsichtsrat wieder aus- 
scheidet. 

Zugehörigkeit von Bundesministern zu Verwal- 
tungsräten von Unternehmen in der Form von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 
die der Aufsicht durch den Bund unterliegen 

Unternehmen des öffentlichen Rechts 

21 . (zu Tz. 10) 

Ein an der Staatsaufsicht über ein öffentlich- 
rechtliches Unternehmen beteiligter Bundes- 
minister ist zur Zeit der Berichterstattung Mit- 
glied des Verwaltungsrates dieses Unterneh- 
mens. Bei dem Unternehmen handelt es sich 
um ein Kreditinstitut. 

Es entspricht nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes nicht dem Sinn und dem Zweck der 
Staatsaufsicht, wenn ein an der Aufsicht betei- 
ligter Minister Mitglied des Vorstandes oder 
des Verwaltungsrates des zu beaufsichtigenden 
Unternehmens ist. Bei der Staatsaufsicht müssen 
„Entscheidungen in eigener Sache" ausgeschlos- 
sen, muß Objektivität gewährleistet sein. Schon 
der Schein einer Interessienkollision sollte ver- 
mieden werden. 

Der Auffassung des Bundesrechnungshofes kann 
nicht entgegengehalten werden, daß nach dem 
betreffenden Errichtungsgesetz der Verwal- 
tungsrat u. a. aus drei „Vertretern der Bundes- 
regierung" besteht. Damit ist nicht gesagt, daß 
dies Bundesminister persönlich sein dürfen. Be- 
denken, die sich aus Artikel 66 GG und § 5 des 
Bundesministergesetzes gegen die Bestellung 
des Bundesministers zum Mitglied des Ver- 
waltungsrates herleiten lassen, können nach den 
vorstehenden Ausführungen unerörtert bleiben. 

Der Haushaltsausschuß teilt die Bedenken des 
Bundesrechnungshofes und empfiehlt, daß der 
betreffende Bundesminister aus dem Verwal- 
tungsrat des Kreditinstituts wieder ausscheidet. 
(Nachricht lieh: Der Bimdesminister ist inzwi- 
schen ausgesdrieden.) 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

22. (zu Tz. 12) 

Die ausländischen diplomatischen und konsu- 
larischen Vertreter und das ausländische Ge- 
schäftspersonal einschließlich ihrer Familien- 
angehörigen haben in der Bundesrepublik weit- 
gehend zoll- und steuerrechtliche Befreiungen 
und Vorrechte. Dem diplomatischen Personal 
der Botschaften und Gesandtschaften der Bun- 
desrepublik werden meist die gleichen Rechte 
gewährt; dem Geschäftspersonal der deutschen 
diplomatischen Vertretungen, den Berufs- 


konsuln und den deutschen Konsulatsbedien- 
steten werden sie aber wegen der jeweiligen 
Gesetze des Gastlandes vielfach vorenthalten. 

Der Haushaltsausschuß hält es für erforderlich, 
daß die Gegenseitigkeit in vollem Umfang her- 
gestellt wird, und hat das Auswärtige Amt er- 
sucht, darauf hinzuwirken, daß jeweils die 
gleiche gegenseitige Behandlung in vollem Um- 
fang erreicht wird. 

23. (zu Tz. 14) 

Der Kreis der Empfänger von Nachrichten, die 
das Auswärtige Amt gleichzeitig an alle oder 
mehrere Auslandsvertretungen zur allgemeinen 
Information gibt, sollte nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes nicht nach einem starren 
Verteiler, sondern nach dem behandelten Ge- 
genstand bestimmt werden. Je nach Art und 
Dringlichkeit der Nachricht sollte im Einzelfall 
festgelegt werden, ob der Text drahtlos oder 
mit Luftbeutel, offen oder verschlüsselt, abzu- 
schicken ist. Der Bundesrechnungshof hat dar- 
auf hingewiesen, daß rein europäische Fragen 
in Übersee teilweise nur geringe Bedeutung 
haben und daher die kostspielige drahtlose Un- 
terrichtung der überseeischen Vertretungen in- 
soweit nicht erforderlich erscheint. Die Kür- 
zungsmöglichkeit bei Informationstelegrammen 
und sonstigen Telegraimmen wird trotz zahl- 
reicher Hinweise des Bundesrechnungshofes im- 
mer noch nicht genügend beachtet. 

Das Auswärtige Amt wird ersucht, die Aus- 
führungen des Bundesrechnungshofes zur Frage 
der Übermittlung von Nachrichten zu beachten 
und dem Ausschuß über die getroffenen Maß- 
nahmen zur Verringerung der Kosten für Tele- 
gramme einen Bericht vorzulegen. 

24. (zu Tz. 15) 

Die seit Herbst 1954 vom Auswärtigen Amt her- 
ausgegebenen Richtlinien über die Bewirt- 
schaftung der Mittel für außergewöhnlichen 
Aufwand haben sich im großen und ganzen be- 
währt. Der Bundesrechnungshof hat verlangt, 
daß in den Abrechnungen der Kosten von Ver- 
anstaltungen und Einladungen der dienstliche 
Auftrag oder Anlaß angegeben und der einge- 
ladene Personenkreis bezeichnet wird. 

Das Auswärtige Amt hat sich bereit erklärt, 
den eingeladenen Personenkreis, jedoch nicht 
die Namen der eingeladenen Personen, anzu- 
geben. 

Das Auswärtige Amt wird ersucht, die Richt- 
linien über die Bewirtschaftung der Mittel für 
außergewöhnlichen Aufwand dem Rechnungs- 
prüfungsausschuß zur Kenntnis zu bringen. 

25. (zu Tz. 16) 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Angehörigen einiger Auslandsvertretungen 
zu häufig Dienstreisen, inisbesondere mit 
Dienstkraftwagen, nach Bonn ausgeführt, und 
daß die Wirtschaftsreferenten einiger Auslands- 
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Vertretungen allzu viele innerdeutsche Messen, j 
Ausstellungen und sonstige Veranstaltungen 
besucht haben. Er hat verlangt, daß diese Rei- 
sen verstärkt kontrolliert und eingeschränkt | 
werden. 1 

Dienstreisen, sogar solche, die mit Urlaubs- , 
reisen verbunden waren, sind nicht selten erst I 
nachträglich genehmigt worden. Der Bundes- j 
rechnungshof hat dem Auswärtigen Amt ange- | 
raten, in jedem Falle den Sachverhalt zu prüfen j 
und erforderlichenfalls die Genehmigung zu 
versagen. 

Der Haushaltsausschuß hat 

1. das Auswärtige Amt ersucht, Dienstreisen 
grundsätzlich nachträglich nicht mehr zu ge- 
nehmigen und dies den Auslandsvertretun- 
gen mitzuteilen; 

2. den Bundesrechnungshof ersucht, die Einzel- 
fälle, die zur Kritik der Tz. 16 geführt ha- 
ben, dem Rechnungsprüfungsausschuß vor- 
zutragen und 

3. generell die Haltung und Kritik des Bundes- 
rechnungshofes anerkannt. Notwendige 
Informationsreisen deutscher Wirtschafts- 
attaches sollen stets vor Antritt der Reise 
genehmigt und nicht behindert werden. 

Bundesminister des Innern 
(Einzelplan 06 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

Zuwendungen an Stellen außerhalb der Bundes- 
verwaltung (§ 64a RHO) 

Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Ju- 
gendwohlfahrt vor allem im Rahmen des Bun- 
desjugendplans (Kap. 06 02 Tit. 661 für die 
Rechnungsjahre 1955 bis 1957) 

26. (zu Tz. 18, 19 und 20) 

Die Kritik des Bundesrechnungshofes bezieht 
sich insbesondere darauf, daß die Empfänger 
von Zuwendungen aus dem Bundes jugendplan 
die Erwartung nicht erfüllt haben, die ihnen aus 
Steuergeldern zur Verfügung gestellten Mittel ; 
wirtschaftlich und sparsam zu verwenden und | 
dies an Hand einer ordnungsmäßigen Buch- | 
führung zweifelsfrei nachzuweisen. Bei der Be- | 
willigung der Bundesmittel hat es erst an der i 
notwendigen Koordinierung gefehlt, um Zu- 
wendungen aus verschiedenen Stellen des Bun- 
deshaushalts für denselben Zweck zu vermei- 
den. Es erscheint auch erforderlich, daß die Ver- 
waltung die Verwendung der Zuwendungen 
mehr als bisher überwacht. 

Vom Bundesrechnungshof, vom Bundesministe- 
rium für Familien- und Jugendfragen und von 
den Zuschuß empfängern wird angestrebt, die 
Mängel schnell zu beseitigen. Es hat sich her- 
ausgestellt, daß es für die Jugendverbände oft 
schwierig ist, die Erfordernisse der Verwaltung 
zu erfüllen. 


Für die Vergabe von Zuschüssen an Empfänger 
von Mitteln aus dem Bundes jugendplan sind 
neue Richtlinien ausgearbeitet worden, die auch 
mit den Jugendverbänden abgestimmt wurden. 
Innerhalb der Verbände wird das Erfordernis 
einer sauberen Abrechnung anerkannt. In den 
Antragsformularen für die Gewährung von Zu- 
schüssen ist die Versicherung aufgenommen 
worden, daß von anderen Bundesstellen kein 
Geld für den gleichen Zweck gezahlt wird. Ein 
Strafverfahren wegen mißbräuchlicher Verwen- 
dung von Bundesmitteln wurde bisher noch 
nicht durchgeführt. 

Das Bundesministerium für Familien- und Ju- 
gendfragen wird auf die Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes in den Tz. 18, 19 und 20 
hingewiesen und ersucht, die Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofes zu beachten. 

Bundesminister der Finanzen 
(Einzelplan 08 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

27. (zu Tz. 21) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat in einer 
Reihe von Fällen festgestellt, und der Haus- 
haltsausschuß hat davon Kenntnis genommen, 
daß die Ausgaben für die Bauunterhaltung bei 
der Zollverwaltung sowie bei der Vermögens- 
und Bauverwaltung jeweils im letzten Monat 
des Rechnungsjahres — März — sprunghaft ge- 
stiegen sind. Das hängt damit zusammen, daß 
die Bauunterhaltungsarbeit nicht gleichmäßig 
auf das Rechnungsjahr verteilt worden sind. Es 
hat sich weiterhin nachteilig ausgewirkt, daß 
die Bauunternehmer die Kostenrechnungen 
nicht immer unmittelbar nach dem Abschluß der 
Arbeiten eingereicht haben und daß die Bau- 
behörden der Länder einen Teil der Kosten- 
rechnungen erst kurz vor Abschluß des Rech- 
nungsjahres bearbeitet und angewiesen haben. 
Sammeln sich die Kostenrechnungen bis zum 
Schluß des Rechnungsjahres an, besteht die Ge- 
fahr, daß zahlreiche Rechnungen — • und oft 
auch solche über hohe Beträge — nicht mit der 
erforderlichen Sorgfalt rechnerisch, sachlich so- 
wie vor allem fachtechnisch geprüft und etwaige 
Unrichtigkeiten (zum Beispiel Rechenfehler, 
falsche Aufmaße) nicht bereinigt werden. Es 
wurde verlangt, daß diese Mängel abgestellt 
werden. 

28. (zu Tz. 22) 

Die Kassenanweisungen müssen besondere Be- 
gründungen enthalten, soweit Zweck und An- 
laß der Zahlungen und die Verwaltungsmaß- 
nahmen, die diesen zugrunde liegen, sich nicht 
aus den Unterlagen ergeben. Häufig sind je- 
doch nichtssagende Angaben verwendet wor- 
den, zum Beispiel „Beschaffung erfolgte aus 
dienstlichen Gründen“. Bei den zur Begründung 
der Kassenanweisungen vorgelegten Kosten- 
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rechnungen über Leistungen, die nach Arbeits- i 
stunden berechnet werden, hat die Verwaltung I 
vielfach nicht nach Stundenlöhnen und preis- 
rechtlich zulässigen Zuschlägen aufgeschlüsselt. 
Auch haben bei Abschlagszahlungen für bau- 
liche Maßnahmen Zwischenrechnungen der Un- 
ternehmer nicht Vorgelegen. 

Den Beanstandungen des Bundesrechnungshofes 
wurde zugestimmt und die Bundesregierung er- 
sucht, die Behörden anzuhalten, die Haushalts- 
einnahmen und -ausgaben künftig ausreichend 
zu begründen und zu belegen. 

29. (zu Tz. 23) 

Vom Bundesrechnungshof ist beanstandet wor- 
den, daß Büromaschinen vielfach freihändig 
beschafft werden. 

Den Beanstandungen des Bundesrechnungshofes 
wurde zugestimmt und die Bundesregierung er- 
sucht, die Verwaltung darauf hinzuweisen, daß i 
auch bei der Beschaffung von Büromaschinen : 
die Aufträge ausgeschrieben werden sollen. | 
Eine Lieferung zu Standardpreisen schließt er- j 
fahrungsgemäß nicht aus, daß die Firmen hin- | 
sichtlich der Mengenrabatte, der Skontoabzüge | 
und des Kundendienstes unterschiedliche Ange- j 
bote einreichen, wenn die Verwaltung den Auf- 
trag ausschreibt. 

30. (zu Tz, 24) 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
in bundeseigenen Wohnungen häufig vor Ab- 
lauf der vom Bundesminister der Finanzen ge- 
setzten Fristen Anstriche und Tapeten erneuert 
worden sind. Außerdem hat die Verwaltung 
in zahlreichen Fällen Frostschäden an Versor- 
gungsleitungen in den Wohnungen beheben 
lassen, obwohl die Mietobjekte nach den Miet- 
verträgen durch die Mieter gegen Frostschäden 
zu sichern sind. 

Den Beanstandungen des Bundes rechnungshof es 
wurde zugestimmt und zur Kenntnis genommen, 
daß der Bundesrechnungshof veranlaßt hat, daß 
künftig ordnungsgemäß verfahren wird. 

31. (zu Tz. 25) 

Bei der Vergabe von Darlehen für Aufschlie- 
ßungsmaßnahmen und ähnliche Zwecke an Ge- 
meinden und andere juristische Personen des 
öffentlichen Rechts legt der Bundesminister der 
Finanzen in der Regel fest, von wann an und | 
mit welchen Raten die Bundesdarlehen getilgt 
werden müssen. Der Bundesrechnungshof hat 
beanstandet, daß die nachgeordneten Behörden 
oft Darlehensverträge abgeschlossen haben, in 
denen — entgegen der Anordnung des Mini- 
sters — eine andere Tilgung vereinbart wurde. 

Den Beanstandungen des Bundesrechnungshofes 
wurde zugestimmt und zur Kenntnis genommen, 
daß der Bundes rechnungshof eine Abstellung 
der Mängel veranlaßt hat. 


Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

(Einzelplan 10 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

Zuschüsse an die Einfuhr- und Vorratsstellen', 
hier: Prüfungstätigkeit einer Revisionsstelle 

32. (zu Tz. 29) 

Eine Einfuhr- und Vorratsstelle — EVSt — hat 
dem Leiter ihrer Unterabteilung „Organisation 
und Revision" am 30. April 1955 zum 30. Sep- 
tember 1955 gekündigt und ihn bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist beurlaubt. Dieser Kündi- 
gung waren Meinungsverschiedenheiten mit 
dem Vorstand der EVSt — insbesondere über 
die Revisionstätigkeit des Unterabteilungs- 
leiters — vorausgegangen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Angelegenheit 
Anfang 1956 aufgegriffen, nachdem ihm durch 
eine Eingabe des Revisionsleiters dessen Kün- 
digung bekannt geworden war. Er hat diie ein- 
deutige Klärung der Prüfungsbeanstandungen 
gefordert und insbesondere zum Ausdruck ge- 
bracht, daß eine unbehinderte Durchführung der 
Prüfungstätigkeit gegen unberechtigte Einfluß- 
nahme sichergestellt werden muß. 

Die Klärung der Beanstandungen hat sich unge- 
wöhnlich lange hingezogen. Der Ausgang eines 
gegen ein Vorstandsmitglied der EVSt einge- 
leiteten Ermittlungsverfahrens der Staatsan- 
waltschaft bleibt noch abzuwarten. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß und der Haus- 
haltsausschuß haben die Vorgänge bereits 
früher eingehend beraten. Der Rechnungs- 
prüfungsausschuß hat den Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ersucht, 
entsprechend den hierzu bereits gefaßten Be- 
schlüssen nach Abschluß des anhängigen Straf- 
verfahrens dem Haushalts ausschuß einen Be- 
richt vorzulegen. 

Abrechnung von Globaleinfuhren 

33. (zu Tz. 30) 

Wegen der Endabrechnung über ernährungs- 
wirtschaftliche Hilfslieferungen der ehemaligen 
Besatzungsmächte bestehen seit langem unter 
den beteiligten Ressorts Meinungsverschieden- 
heiten. Die Endabrechnung zwischen den mit 
der Übernahme dieser Einfuhren betrauten 
staatlichen Stellen oder ihren Nachfolgeorgani- 
sationen (Außenhandelsstelle, Einfuhr- und 
Vorratsstellen) und dem ERP-Sondervermögen 
(ERP-SV) konnte daher bisher nicht abgeschlos- 
sen werden. 

Da die Angelegenheit noch nicht abschließend 
behandelt werden konnte, wurde der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ersucht, nach Abschluß der Aktion einen 
ausführlichen Bericht vorzulegen. 
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Bundesversudis- und Forsdiungsanstalt 
für Milchwirtschaft 

34. (zu Tz. 32) 

Zu der Anstalt gehört eine Lehrmeierei, deren 
Betriebseinnahmen und wirtschaftliche Betriebs- ■ 
kosten bei Kap. 10 11 Tit. 18 und 402 ver- j 
anschlagt sind; die Ausgabemittel sind über- [ 
tragbar. In der Bundeshaushai tsredinung 1954 
(Seite 1707) ist bei Tit. 402 ein 'Haushaltsvorgriff 
von rd. 28 000 DM nachgewiesen, zu dem die 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen j 
— haushaltsrechtlichen Vorschriften zuwider — 
nicht vorliegt. 

Der Haushaltsvorgriff des Rechnungsjahres 1954 
von rd. 28 000 DM ist nach den Feststellungen 
des Bundesrechnungshofes auf die auf Seite 59 
der Denkschrift näher bezeichinete wirtschaft- 
lich nicht gerechtfertigten Maßnahme zurückzu- 
führen. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat Vorsorge getroffen, daß 
sich die Vorgänge ähnlicher Art nicht wieder- 
holen; insbesondere hat er angeordnet, daß bei 
allen Maßnahmen von geldlicher Tragweite der 
Sachbearbeiter des Haushalts, den er erst im 
Jahre 1956 bei der Anstalt bestellt hat, be- 
teiligt wird. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wurde um einen Bericht 
über die Regelung der Angelegenheiten und die 
gezogenen Folgerungen ersucht. In dem Bericht 
soll auch dargelegt werden, was veranlaßt wor- 
den ist, um die Verantwortlichen zur Rechen- 
schaft zu ziehen. 

Zuwendungen an Stellen außerhalb der Bundes- 
verwaltung (§ 64a RHO) 

35. (zu Tz. 33, 37, 38 und 39) 

Der Antrag auf die Zuwendung und die ihm 
beizufügenden Unterlagen (zum Beispiel 
Kostenanschläge, Gesamtfinanzierungspläne) 
sind die maßgeblichen Grundlagen für die Ent- 
scheidung, ob die beantragte Zuwendung not- 
wendig und angemessen ist. Der Bundes rech- 
nungshof hat bisweilen den Eindruck, daß der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten die Kostenanschläge und die Be- 
gründung der Vorhaben — vor allem bei Zu- 
wendungen für Forschungsapf gaben — nicht 
ausreichend prüft. I 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Verwaltung auch die Verwendungsnach- 
weise nicht immer mit der gebotenen Sorgfalt 
prüft. So hat sie die ordnungsmäßige Verwen- 
dung der Zuwendungen bescheinigt, auch wenn 
die Empfänger diese offensichtlich im Wider- 
spruch zu den Bedingungen verwendet haben. 

Der Bundes rechnungshof hat gefordert, daß das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 


schaft und Forsten unverzüglich die erforder- 
lichen’ Maßnahmen zu treffen hat, wenn die Zu- 
wendung nicht ihrem Zweck entsprechend oder 
unwirtschaftlich verwendet worden ist. In eini- 
gen Fällen sind solche Beanstandungen der 
Fachreferate des Ministeriums nicht verfolgt 
worden; es verblieb bei dem Vermerk, das 
Weitere bleibe dem „ordentlichen Rechnungs- 
prüfverfahren" Vorbehalten. Dieses Verhalten 
ist unverantwortlich. Die Verwaltung hat selbst 
die notwendigen Maßnahmen zu treffen. Sie 
darf die Erfüllung ihrer eigenen Pflichten nicht 
auf die Rechnungsprüfung abschieben. Die 
oberste Finanzkontrollbehörde hat keine Exe- 
kutivaufgaben. 

Im allgemeinen sind die Verwendungsnach- 
weise zwei Monate nach Ablauf des Rechnungs- 
jahres vorzulegen. Der Bundesrechnungshof hat 
nicht feststellen können, daß der Bundes minister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten alles 
getan hat, um die rechtzeitige Vorlage herbei- 
zuführen. Ihm ist bisher auch nicht bekanntge- 
worden, daß der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten die Zuweisung 
neuer Mittel von der Vorlage der Verwen- 
dungsnachweise des Vorjahres abhängig ge- 
macht hat. Ein großer Teil der Verwendungs- 
nachweise für das Rechnungsjahr 1954, die spä- 
testens Ende Mai 1955 einzureichen waren, hat 
im Mai 1956 noch nicht Vorgelegen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat zu den in 
den Tz. 33, 37, 38 und 39 angeführten Tatbe- 
ständen festgestellt, daß es sich um schwer- 
wiegende Verstöße handelt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat dem Haus- 
haltsausschuß vorgeschlagen, im Haushaltsaus- 
schuß in Anwesenheit des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten oder des 
Staatssekretärs über diese Verstöße eine ein- 
gehende Aussprache herbeizuführen, bevor dem 
Plenum die Entlastung über die Bundeshaus- 
haltsrechnung 1955 empfohlen wird. Diese Aus- 
sprache ist in der Sitzung des Haushaltsaus- 
schusses am 14. Januar 1960 erfolgt. 

Die Mitglieder des Haushaltsausschusses haben 
sich dafür ausgesprochen, die Vorfälle im Ple- 
num des Bundestages besonders anzusprechen. 

(zu Tz. 35) 

Die Zuwendungen sollen nur insoweit und nicht 
eher an die Empfänger ausgezahlt werden, als 
sie für fällige Zahlungen entsprechend dem 
Verwendungszweck benötigt werden. Der Bun- 
desrechnungshof hat wiederholt festgestellt, daß 
dieser Grundsatz nicht beachtet worden ist. 

Ein Land hat im Dezember 1956 beantragt, einen 
bereits im März 1956 ausgezahlten Bundeszu- 
schuß in Höhe von 40 000 DM auf ein anderes 
Projekt zu übertragen. Es hatte sich herausge- 
stellt, daß das ursprüngliche Vorhaben nicht 
durchzuführen war. Der Betrag ist im Rech- 
nungsjahr 1956 zurückgezahlt worden. 


36. 


12 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1550 


Im Rechnungsjahr 1956 hat der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten aus 
nicht übertragbaren Mitteln (Kap. 10 02 Tit. 603b) 
Baukostenzuschüsse für Landwirtschaftsschulen 
auszahlen lassen. Mit den Bauten ist in einigen 
Fällen erst im Rechnungsjahr 1957 begonnen 
worden. Für Baumaßnahmen des Rechnungs- 
jahres 1957 durften aber diie Mittel des Rech- 
nungsjahres 1956 nicht verwendet werden. 

Weiterhin hat der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten bereitgestellte 
Zuwendungsbeträge für die Förderung der 
Landwirtschaft zum Teil kurz vor Jahresab- 
schluß erhöht und die Aufstockungsbeträge 
gleichzeitig ausgezahlt. 

Eine ordnungsmäßige Verwendung dieser Be- 
träge war vor Jahresabschluß nicht mehr mög- 
lich. In einigen dieser Fälle haben Zuwendungs- 
empfänger (Landesdienststellen und Landwirt- 
schaftskammern) Lieferfirmen veranlaßt, Fak- 
turen noch vor Rechnungsabschluß und schon 
vor Lieferung der in Auftrag gegebenen Gegen- 
stände einzureichen. Durch unzutreffende Be- 
scheinigung der sachlichen Richtigkeit haben 
die Dienststellen alsdann die Voraussetzungen 
für die vorzeitige Bezahlung der Rechnungen 
vorgespiegelt. Der Bundesrechnungshof hat das 
Verfahren beanstandet und den Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ge- 
beten, darauf hinzuwirken, daß den verantwort- 
lichen Bediensteten eine Mißbilligung ihres 
Verhaltens ausgesprochen wird. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ersucht, einen Bericht 
vorzulegen, in dem zu folgenden Fragen Stel- 
lung genommen wird: 

1 . Auf wessen Veranlassung sind die 40 000 DM 
von dem einen Lande zurückgezahlt worden? 

2. Liegt bei den vorerwähnten Manipulationen 
ein strafrechtlicher Tatbestand vor? 

3. Welche Beamten haben die vom Bundes- 
rechnungshof beanstandeten Fälle verschul- 
det, und was ist gegen diese Beamten ver- 
anlaßt worden? 


37. (zu Tz. 36) 

Mehrfach hat der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten Einrichtungen 
außerhalb der Bundesverwaltung und Einzelper- 
sonen Forschungsaufträge auf Arbeitsgebieten 
erteilt, die in den Aufgabenbereich der For- 
schungsanstalten des Bundes fallen. 

Der Bundesregierung wird empfohlen, aus 
Gründen der Einsparung erheblicher Kosten 
künftige Forschungsaufträge an die Bundesfor- 
schungsanstalten und nicht an Außenstehende 
zu vergeben. 


Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Kriegsopferversorgung und gleichartige 
Leistungen 

(Kap. 40 09 für die Rechnungsjahre 1955 und 
1956, Kap. 11 10 für das Rechnungsjahr 1957) 

Vorbemerkung 

38. (zu Tz. 40) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat in 
seiner Denkschrift, Seite 62 der Drucksache 554, 
darauf hingewiesen, daß die Kriegsopferver- 
sorgung zu den in Artikel 120 GG genannten 
Kriegsfolgelasten gehört, für die der Bund die 
Aufwendungen trägt, während die Länder die 
Bundesgesetze durchführen. Der Bund hat bis 
zum 1. April 1955 auch die Verwaltungsaus- 
gaben der Kriegsopferversorgung bestritten; 
diese sind seitdem von den Ländern zu tragen. 
Das Auseinanderfallen der Verwaltungsverant- 
wortung, die bei den Ländern liegt, und der 
Finanzverantwortung des Bundes für die Ver- 
sorgungsausgaben ist die Ursache für eine 
Reihe der vom Bundesrechnungshof dargelegten 
Mängel. 

Sowohl bei der gesetzlichen Ordnung des Ver- 
so rgungs Wesens als auch bei dem Erlaß von 
Verwaltungsvorschriften sänd Fragen von we- 
sen tM eher Bedeutung ungeklärt geblieben, weil 
Bund und Länder verschiedene Auffassungen 
über verfassungsrechtliche Grundsätze und 
haushaltsrechtliche Zuständigkeiten vertreten. 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hatte 
bereits in der Denkschrift 1952 darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß die unklaren Beziehungen 
zwischen Bund und Ländern die Einheitlichkeit 
der Versorgung gefährden, die Versorgungsbe- 
rechtigten aber einen Anspruch darauf haben, 
in allen Ländern ihre Versorgung nach gleichen 
Grundsätzen, unter gleichen Voraussetzungen 
und in gleicher Höhe zu erhalten. Gegenüber 
den in der Denkschrift 1952 geschilderten Ver- 
hältnissen ist eine wesentliche Änderung nicht 
eingetreten. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ersucht, 

1. dafür zu sorgen, daß die unklaren Bezie- 
hungen zwischen Bund und Ländern über- 
prüft werden, und über das Ergebnis einen 
Bericht vorzulegen; 

2. darüber zu berichten, wie die vom Bundes- 
rechnungshof dargelegten Mängel in Zu- 
kunft vermieden werden können. 

Bearbeitungsmängel 

39. (zu Tz. 51) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat festge- 
stelit, daß die bei einigen Versorgungsämtern 
vom Bundesrechnungshof geprüften Akten eine 
zum Teil unverhältnismäßig große Zahl von 
Fehlern aufweisen. Der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung wird daher ersucht, 
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Maßnahmen zu ergreifen, durch die die Fehler- 
quellen auf ein Mindestmaß beschränkt wer- 
den können. 

Heil- und Krankenbehandlung nach dem BVG 

40 . (zu Tz. 61 bis 73) 

Von den Versorgungsämtern sind in einem : 
Rechnungsjahr durchschnittlich rd. 2,5 Mio Ab- j 
rechnungsfälle zu behandeln. Die finanzielle ^ 
Auswirkung der allgemein beobachteten Fehler 
ist bei der großen Zahl der Abrechnungsfälle 
erheblich, wenn auch die vom Bundesrech- : 
nungshof bei der Prüfung von Heilbehand- 
lungsausgaben festgestellten Mängel und 
Fehler zum Teil unbedeutend erscheinen und ■ 
die zu Unrecht gezahlten Beträge im Einzel- ' 
fall vielfach nur gering sind. Es muß u. a. den 
Problemen der den Krankenkassen von den 
Apotheken zu gewährenden Rabatte, der Er- 
stattung der Gebühren an die Ärzte bei Be- : 
handlung von nichtversicherten Schwerbe- 
schädigten gleichzeitig an einem als Schädi- 
gungsfolge anerkannten Leiden und an einem 
versorgungsfremden Leiden sowie der Bewilli- 
gung von Kuren für versorgungsfremde Leiden 
an Antragsteller, die nicht zum Personenkreis | 
der Schwerbeschädigten gehören, mehr Beach- | 
tung geschenkt werden. 1 

Unberechtigte Zahlungen an Krankenkassen ! 
sind auf die unzureichende Zusammenarbeit | 
zwischen den einzelnen Stellen der Versor- | 
gungsämter (Versorgungsabschnitte, Abrech- j 
nungsstellen) ziirückzuführen. Der Bundes- 
rechnungshof hat den Ausgleich überzahlter 
Beträge und allgemein eine bessere Über- 
wachung verlangt. 

Die Versorgungsämter haben auch durchweg 
nicht untersucht, ob die Auissteuerung den ver- 
sicherungsrechtlichen Vorschriften entsprach ^ 
und wegen der anerkannten Schädigungsfolge ; 
eingetreten war, obwohl eine solche Prüfimg an i 
Hand der Versorgungsakten und der vorher- ' 
gehenden Kostennachweise möglich war. Der 
Bundesrechnungshof hat verlangt, daß die Ver- 
sorgungsämter der Frage der Aussteuerung 
sorgfältig nachgehen. 

Den Beanstandungen des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes in den Tz. 61 bis 73 wird ' 
zugestimmt und der Bundesminister für Arbeit | 
und Sozialordnung aufgefordert, mehr als bis- ; 
her auf die vom Bundesrechnungshof hervorge- | 
hobenen Mängel zu achten, den Ablauf der Ge- | 
schäftsvorgänge stärker zu überwachen und für 
eine Abstellung der angeführten Mängel zu 
sorgen. 

Erstattung zu Unrecht empfangener Leistungen 

41 . (zu Tz. 86 bis 92) I 

Zur Frage der zu Unrecht gezahlten Versor- j 
gungsbezüge hat der Präsident des Bundes- ( 
rechnungshofes in Tz. 86 seiner Denkschrift wie i 
folgt Stellung genommen: , 


„Ein Teil der Versorgungsleistungen ist von 
der Höhe des sonstigen Einkommens der Ren- 
tenberechtigten abhängig. Da die Bezüge zeit- 
lich durchweg erst nach der Änderung des Ein- 
kommens neu festgestellt werden, sind Nach- 
zahlungen notwendig oder Überzahlungen aus- 
zugleichen. Größere Überzahlungen entstehen 
insbesondere dann, wenn die Versorgungs- 
berechtigten eine Änderung des Einkommens 
nicht oder verspätet anzeigen. 

Zu Unrecht gezahlte Versorgungsbezüge wer- 
den in einigen Ländern ordnungsmäßig fest- 
gestellt und zurückgefordert; in anderen Län- 
dern haben sich erhebliche Mängel gezeigt. So 
haben es Bearbeiter unterlassen, Überzahlun- 
gen festzustellen, oder siie haben festgestellte 
überzaihlungen nicht weiterverfolgt. Ferner ist 
nicht immer geprüft worden, ob ein Verschul- 
den von Bediensteten vorliegt, wenn eine Über- 
zahlung nicht zurück gef ordert werden konnte," 

Äuf die weiteren Ausführungen in den Tz. 87 
bis 92 der Denkschrift wird hingewiesen. 

Den Beanstandungen des Bundesrechnungs- 
hofes wird mit der Maßgabe zugestimmt, daß 
nur in den Fällen von wesentlicher Bedeutung, 
in denen die Absicht des Versicherten zur Er- 
langung einer unrechtmäßigen Rente erkennbar 
ist, die Rückzahlung gefordert werden soll. 

Allgemeine Aktennachprüfung 
42. (zu Tz. 93 und 94) 

Zur allgemeinen Aktennachprüfung hat der Prä- 
sident des Bundesrechnungshofes auf Seite 73 
der Drucksache 554 u. a. aus geführt: 

„Die allgemeine Aktennachprüfung soll sich auf 
alle wesentlichen Grundlagen des Versorgungs- 
anspruchs erstrecken. Ihr Ziel ist es, die Ver- 
sorgungsleistungen auf eine vornehmlich durch 
Nachweise und Urkunden gesicherte Grundlage 
zu stellen, die Aktenunterlagen zu ergänzen 
und die Richtigkeit der Angaben zu prüfen; 
dabei müssen Widersprüche geklärt und Bear- 
beitungsmängel beseitigt werden." 

Der Haushaltsausschuß hat davon Kenntnis ge- 
nommen, daß ab L Januar 1959 die allgemeine 
Nachprüfung der Versorgungsakten angelaufen 
ist und daß die laufende Arbeit hierdurch nicht 
behindert wird. 

Bundesminister für Verkehr 
(Einzelplan 12 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

Bundesfernstraßen (Bundesstraßen und Bundes- 
autobahnen) 

(Kap. 12 10 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957, Kap. A 12 10 für die Rechnungsjahre 1955 
und 1957) 

(zu Tz. 99) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes führt 
auf Seite 75 ff. der Drucksache 554 u. a. aus: 


14 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1550 


„Durch die Stadt Münster führen die Bundes- 
straßen 51 und 54. Die Ortsdurchfahrten im 
Zuge dieser Bundesstraßen weisen Engpässe, 
unübersichtliche Kreuzungen, enge Kurven und 
sonstige Beeinträchtigungen eines zügigen Ver- 
kehrs auf; sie entsprechen deshalb nicht mehr | 
den Erfordernissen des Fernverkehrs. Bereits 
in der Vorkriegszeit war eine Umgehungstraße 
geplant; mit dem Bau ist 1939 begonnen wor- 
den. Die militärischen Anlagen des Flugplatzes 
Loddenheide haben die Linienführung damals | 
wesentlich beeinflußt. Die Bau arbeiten sind 1940 | 
aus kriegsbedingten Gründen eingestellt wor- ; 

den. i 

I 

In der Nachkriegszeit ist die Planung wieder- ! 
auf genommen worden, weil die Verkehrsver- , 
hältnisse sich immer schwieriger gestalteten. Die j 
Auftragsverwaltung beabsichtigte dabei ledig- ■ 
lieh, die Vorkriegsplanunig zu verwiiiiklicben. Im ' 
Bundeshaushalt 1952 waren 3,8 Mio DM nach | 
dem Kostenanschlag aus der Vorkriegszeit als | 
Gesamtbaukosten angegeben. Dieser Betrag hat j 
sich bis 1958 auf 17,5 Mio DM erhöht. | 

Der Bundesminister für Verkehr hat die sehr | 
erhebliche Steigerung der Gesamtkosten damit 
begründet, daß er die von der Auftragsverwal- [ 
tung geplante Linienführung nicht habe ver- | 
antworten können, da wesentliche Erkenntnisse 
im neuzeitlichen Straßenbau nicht berücksichtigt 
worden seien. 

Die Notwendigkeit zusätzlicher Baumaßnahmen | 
ist erst während des Baues in vollem Umfange j 
erkannt worden. Damit der Charakter als Um- ^ 
gehungsstraße auch für die Zukunft gewahrt j 
bleibe und der Fernverkehr gefahrlos und flüs- j 
sig ablaufen kann, müssen mehrere höhengleich ^ 
geplante und teilweise schon fertiggestellte 
Kreuzungen nachträglich durch Über- oder 
Unterführungsbauwerke ersetzt werden. Nach 
§ 14 RHO dürfen einmalige und außerordent- 
Lich e Ausgaben fü r bauli che Untemehmuflugen erst 
dann in den Haushaltsplan eingestellt werden, 
wenn Pläne, Kostenberechnungen und Erläute- | 
rungen vorliegen, aus denen die Ausführungs- , 
art, die Kosten der Baumaßnahmie und die Bei- ' 
träge Dritter ersichtlich sind. Hier waren die | 
Planungen unzureichend; es fehlten die erfor- | 
d erlichen Verkehrsuntersuchungen, tmd die 
Kostenberechnungen waren lückenhaft. Dadurch i 
sind erhebliche Nachforderungen an den Bun- | 
deshaushalt und Schäden für den Bund ent- j 
standen." 

Der Haushaltsausschuß hat davon Kenntnis ge- 
nommen, daß der Bundesrechnungshof die Ent- 
wicklung des Bauvorhabens „Umgehungsstraße 
Münster" weiterhin verfolgt und auch prüft, 
ob Schadensersatzansprüche geltend zu machen 
sind. 

Weiterhin wurde der Bundesminister für Ver- 
kehr ersucht, nach Abschluß der Planungen und 
Arbeiten hierüber einen Bericht vorzulegen. 


(zu Tz. 100) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat 
auf Seite 76 der Drucksache 554 folgende Aus- 
führungen gemacht; 

„Der Kraftfahrer eines bundeseigenen Lastkraft- 
wagens hat bei der Räumung einer Straßen- 
baustelle auf der Bundesautobahn Köln-Frank- 
furt einen Verkehrsunfall verursacht. Ein Ver- 
kehrsteilnehmer hat hierbei erhebliche Verlet- 
zungen (komplizierter Schädelbruch, teilweise 
Erblindung) erlitten, die zu einer dauernden 
Erwerbsminderung geführt haben. Die Haupt- 
schuld an dem Unfall trifft den Fahrer des bun- 
deseigenen Lastkraftwagens; dieser ist wegen 
fahrlässiger Körperverletzung und Übertretung 
der Straßenverkehrs-Ordnimg rechtskräftig ver- 
urteilt worden. 

Die Auftragsverwaltung hat mit dem Geschä- 
digten einen aiußergerichtlichen Vergleich ge- 
schlossen und einen Schadens aus gleich von 
157 162 DM zugesichert; dieser Betrag sollte aus 
Bundesmitteln gezahlt werden. 

Der Bundesminister für Verkehr hat dem Ver- 
gleich im Dezember 1954 unter dem Vorbehalt 
zugestimmt, daß noch zu klären sei, wer die 
Kosten zu tragen habe." 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
entspricht es der rechtlichen Natur der Auf- 
tragsverwaltung, daß im Verhältnis zwischen 
Land und Bund dieser nicht verpflichtet ist, den 
Schaden zu tragen, zumal auch im privatrecht- 
lichen Verhältnis zwischen dem Geschädigten 
und der öffentlichen Hand das Land als Halter 
des Kraftfahrzeuges anzusehen ist. 

Der Bundesminister für Verkehr wird ersucht, 
die zwischen dem Bund und der Auftragsverwal- 
tung aufgeworfenen offenen Fragen durch einen 
Musterprozeß zu klären und dem Rechnungs- 
prüfungsausschuß über den Ausgang des Pro- 
zesses und den Abschluß der Angelegenheit 
zu berichten. 

Bundesminister für Verteidigung 
(Einzelplan 14 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

(zu Tz. 104) 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
es auf einigen Gebieten der Truppenwirtschaft 
an zentralen Regelungen fehlt. So bestehen zum 
Beispiel keine Einrichtungen für eine wirksame 
Kontrolle der Bestände an Betriebsstoff, der bei 
der Truppe in Tanks vorrätig gehalten wird. 
Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen keine einwandfreien Meßvorrichtungen 
vorgefunden, so daß er sich bei der Ermitt- 
lung der Bestände weitgehend auf die Angaben 
der Betriebsstoffverwalter verlassen mußte. 

Der Bundeisminiis/ter für Verteidigung wird er- 
sucht, 

1. nachzuprüfen, ob die zugeteilten Betriebs- 
stoffsätze ausreichen, und 
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2. dafür Sorge zu tragen, daß die Verwaltung 
sich auch von der zweckgerechten Verwen- 
dung des Betriebsstoffes überzeugt. ' 

Bundesminister für Wohnungsbau i 

(Einzelplan 25 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) I 

Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige 
des Bundes 

(Kap. 25 01 Tit. 830 und Kap. A 25 01 Tit. 830 I 
für das Rechnungsjahr 1955, Kap. 25 03 Tit. 830 | 
und Kap. A 25 03 Tit. 830 für die Rechnungs- 
jahre 1956 und 1957) 

46. (zu Tz. 114) 

Nach den Bestimmungen über die Wohnungs- 
fürsorge des Bundes für seine Verwaltungsan- 
gehörigen sollen die Wohnungen nach Lage, 
Größe und Ausstattung den Familienverhält- 
nissen angemessen sein; unnötiger Aufwand ist 
zu vermeiden. Während die Oberfinanzdirek- 
tionen die Darlehen im allgemeinen danach be- 
messen haben, hat sich deren Höhe im Raume 
Bonn häufig nicht im Rahmen der Bestimmun- 
gen gehalten. Die Beträge übersteigen hier bei ! 
weitem die sonst üblichen Durchschnittssätze 
im Bundesgebiet. Dabei handelt es sich keines- 
wegs um Einzelfälle; vielmehr ist im Raume 
Bonn weitgehend so verfahren worden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Höhe die- 
ser Wohnungsfürsorgedarlehen beanstandet; 
namentlich sind die Darlehen für Familienheime 
überhöht gewesen. Der B*un desminister für 
Wohnungsbau hat erwidert, daß die Grund- 
stücks- und Baukosten im Raume Bonn höher 
als im Bundes durchschnitt lägen und daß der zu 
betreuende Personenkreis eine qualitativ bes- 
sere Ausstattung der Wohnungen erfordere. 

Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß 
sich die Verhältnisse im Raume Bonn von 
denen in anderen Großstädten kaum unterschei- j 
den. Er hat verlangt, daß der Bundesminister : 
für Wohnungsbau im Raume Bonn nach den- 
selben Grundsätzen wie im übrigen Bundesge- : 
biet verfährt. | 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wurde ' 
aufgefordert, für die qualitative Ausstattung j 
von Wohnungen im Raume Bonn die gleichen I 
Grundsätze anzuwenden wie im übrigen Bun- ; 
desgebiet. i 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem 
Aufenthalt nichtdeutscher Streitkräfte 

(Einzelplan 35 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

47. (zu Tz. 124) 

Bei der Prüfung der Baumaßnahmen für die 
Stationierungsstreitkräfte hat der Bundesrech- 
nungshof in einer Reihe von Fällen festgestellt, 
daß die Unternehmer zu hohe Vergütungen ge- 
fordert hatten. 


— 3. Wahlperiode 


So erwiesen sich zum Beispiel bei dem Bau von 
Wohnhäusern für sechs Gebäude tiefere Grün- 
dungen als notwendig, weil bei dem Aushub 
der Baugruben unvermutet Stollengänge und 
andere Reste alter Befestigungsanlagen zutage 
getreten waren. Da die Abrechnungsunterlagen 
zu Zweifeln Anlaß gaben, hat der Bundesrech- 
nungshof die von den Unternehmern in den 
Rechnungen angegebenen Gründungstiefen an 
Ort und Stelle nachgeprüft. Dabei hat sich ge- 
zeigt, daß die Gründungstiefen bei fünf Gebäu- 
den um 0,30 bis 1,55 m geringer waren. Die zu- 
viel berechneten Beträge belaufen sich auf rd. 
50 000 DM. Der Bundesrechnungshof hat ver- 
anlaßt, daß sie zurückgefordert werden. 

Die Bundesregierung wurde ersucht, nach Ab- 
schluß der Angelegenheit einen Bericht vor- 
legen. 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 
Ausgleichsleistungen 

Aufbaudarlehen für die gewerbliche Wirtschaft 
und die freien Berufe 

Kap. 120 für die Rechnungsjahre 1955 bis 1957) 

48. (zu Tz. 131) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat 
auf den Seiten 85 und 86 der Drucksache 554 
u. a. ausgeführt: 

„Ein Landesausgleichsamt hat einem Antrag- 
steller, der die persönlichen und fachlichen Vor- 
ausetzungen für sein Vorhaben (Pelzkonfek- 
tion) nicht erfüllte, ein Aufbaudarlehen von 
35 000 DM gewährt. 

Etwa ein Jahr vorher hatte der Antragsteller 
ein Arbeitsplatzdarlehen von 90 000 DM - — 
ebenfalls aus Mitteln des Ausgleichsfonds - — 
erhalten; etwa ein halbes Jahr vorher war das 
Vergleichsverfahren eröffnet worden. 

Dem Landesausgleichsamt waren die Umstände, 
die zum Vergleichsverfahren geführt hatten, be- 
kannt. Die Auflagen im Bewilligungsbescheid, 
nämlich einen Treuhänder einzusetzen und 
einen Fachmann für die Geschäftsführung vor- 
zusehen, lassen erkennen, daß der Antragsteller 
die persönlichen und fachlichen Voraussetzun- 
gen für sein Vorhaben auch nach Auffassung 
des Landesausgleichsamtes nicht erfüllte. Da- 
her hätte das Aufbaudarlehen nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes nicht bewilligt werden 
dürfen. 

Die Ausfallforderungen des Ausgleichsfonds be- 
tragen rd. 46 000 DM für das Arbeitsplatzdar- 
lehen und rd. 7400 DM für das Aufbaudarlehen. 
Sie werden sich allerdings vermindern, wenn 
die Waren verwertet sind. Der Darlehnsneh- 
mer hält sich jetzt im Ausland auf. Der Präsi- 
dent des Bundesausgleichsamtes hat zugesagt, 
zu prüfen, ob Ersatzansprüche gegenüber dem 
Land geltend gemacht werden können." 
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Das Bundesausgleichsamt wird ersucht, nach | 
Abschluß des noch anhängigen Strafverfahrens 
einen Bericht über die Erledigung der Angele- 
genheit vorzulegen. 

Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau 

(Kap. 122 für die Rechnungsjahre 1955 bis 1957) i 

49. (zu Tz. 134) ! 

Der Bundesrechnungshof hat die Bewilligungs- ; 
praxis bei Aufbaudarlehen für den Wohnungs- 1 
bau beanstandet. Auf Seite 87 der Drucksache 
554 ist u. a, ausgeführt worden: 

„Ein kinderlos verheirateter Rechtsanwalt hat 
ein Wohnungsbaudarlehen von 2000 DM er- 
halten, nachdem er erklärt hatte, er sei dem ■ 
Bauherrn gegenüber die Verpflichtung einge- i 
gangen, eine Eigenleistung von 2500 DM zu er- 
bringen. Nach der Bewilligung des Darlehens 
hat er die Ausgleichsbehörde gebeten, den Dar- 
lehnsbetrag nicht an den Bauherrn, sondern 
an ihn auszuzahlen. Er hat sogar angeboten, j 
das Darlehen durch die Belastung eines Grund- ! 
Stücks zu sichern, das seiner Ehefrau zur Hälfte j 
gehöre und bei einem Einheitswert von 31 000 ; 
DM nur unwesentlich belastet sei. Zur Begrün- I 
düng seines Antrages hat er ausgeführt, er 
habe den Betrag von 2000 DM bereits vor der 
Antragstellung aus eigenen Mitteln aufge- : 
bracht. Unter diesen Umständen hält der Bun- 
desrechnungshof die Bewilligung des Darlehens 
nicht für begründet." ’ 

Das Bundesausgleichsamt wird ersucht, 

1. zu veranlassen, daß im vorliegenden Falle 
das Darlehen sofort zurückgezahlt wird, und 

2. durch Richtlinien sicherzustellen, daß in ähn- 
lichen Fällen Darlehen nicht mehr bewilligt 
werden. 

Sondervermögen Deutsche Bundespost 

50. Die Behandlung des Sondervermögens Deutsche 
Bundespost in der Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes nimmt insofern eine | 
Sonderstellung ein, als die Entlastung für die j 
Verwaltungsführung der Deutschen Bundespost 
dem Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 
obliegt, dem der Beitrag in der Denkschrift als 
Bestandteil des Berichts nach § 19 des Postver- 
waltungsgesetzes zuvor übermittelt worden ist. 
Unberührt von der Entlastung durch den Ver- 
waltungsrat für die Verwaltungsführung der 
Deutschen Bundespost bleibt jedoch die poli- 
tische Entlastung des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen in seiner Eigenschaft 
als Kabinettsmitglied nach Artikel 114 Abs. 2 
GG. Der Präsident des Bundesrechnungshofes 
hat deshalb zur Unterrichtung des Deutschen 
Bundestages das Sondervermögen Deutsche 
Bundespost auch in seiner Denkschrift be- 
handelt. 

Die Erörterung der Denkschriftbeiträge im ein- 
zelnen obliegt dem Verwaltungsrat. Die bedeut- 
sameren Punkte am Eingang des Beitrages sind 


Gegenstand von Erörterungen in der Öffent- 
lichkeit gewesen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat nach ein- 
gehender Beratung festgestellt, daß er auf 
Grund der erfolgten Überweisungen der Druck- 
sache 554 verpflichtet ist, sich mit den in der 
Drucksache gemachten Ausführungen so zu be- 
fassen wie bei allen anderen überwiesenen 
Drucksachen. 

Während der Beratungen im Rechnungsprü- 
fungsausschuß sind Zweifel darüber geäußert 
worden, ob es richtig ist, derartig hohe Son- 
dervermögen (Deutsche Bundesbahn, Deutsche 
Bundespost, ERP-Vermögen) ohne parlamen- 
tarische Kontrolle weiterexistieren zu lassen. 
Es sei geplant gewesen, daß die Verwaltungs- 
räte die Kontrollfunktion ausüben sollten; tat- 
sächlich hätten sie sich jedoch mehr zu Auf- 
sichtsräten entwickelt. 

Mittelveranschlagung und Mittelbewirtschaftung 
Fernmeldewesen 

51. (zu Tz. 138) 

Der Bundesrechnungshof beanstandet, daß zu 
der Begründung der Ausgaben im Anlagehaus- 
halt nicht einzelne Bauvorhaben, sondern ganze 
Komplexe von Bau- und Beschaffungsmaßnah- 
men angeführt werden, und fordert eine auf 
Einzelobjekte gestützte Begründung. Auf Seite 
92 der Drucksache 554 führt der Präsident des 
Bundes rechnungshof es hierzu aus: 

„Für bauliche Untemehmungen, zu denen nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes grund- 
sätzlich auch die Bauvorhaben des Femmelde- 
dienstes zählen, ist die Notwendigkeit sorg- 
fältiger Vorplanung vor der Einstellung in 
den Voranschlag ohnehin gesetzlich vorge- 
schrieben (§ 14 RHO in der Fassung des § 35 
Abs. 4 PVwG). Bei diesem Bauvorhaben — 
aber auch sonst • — sollte die Methode der 
globalen Veranschlagung aufgegeben und nach 
Möglichkeit durch die Bindung der Mittelan- 
sätze an scharf umrissene Emzelzwecke er- 
setzt werden. Eine solche Veranischlagung 
würde nicht nur eine größere Sparsamkeit 
bei den Betriebsausgaben und eine wirtschaft- 
lich günstigere Durchführung d'er Femmelde- 
bauvorhaben erwarten lassen, sondern es 
gleichzeitig auch dem Bundesminister der Finan- 
zen und dem Verwaltungsrat der Deutschen 
Bundespost bei der Genehmigung des Voran- 
schlags ermöglichen, auf die Ausgabezwecke 
im einzelnen Einfluß zu nehmen. Der Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen 
wird, nachdem dieses Problem seit Jahren vom 
Bundesrechnungshof und vom Bundesbeauftrag- 
ten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung an- 
geschnitten worden ist, nunmehr das Erforder- 
liche zu veranlassen haben." 

Der Bundesminister der Finanzen wird ersucht, 
bei der Aufstellung des Voranschlags darauf 
hinzuwirken, daß die Deutsche Bundespost ein- 
zelne Objekte in den Voranschlag einstellt. 
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Hodibauwesen 


Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat in 
seiner Denkschrift (Seite 92 der Drucksache 554) | 
darauf hingewiesen, daß die Entwürfe zu den | 
Voranschlägen für die Rechnungsjahre 1955 bis | 
1957 auf dem Gebiet des Bauwesens Mängel 1 
aufweisen. 

Dem Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 
wird empfohlen, mit Nachdruck darauf hinzu- 
wirken, daß die Deutsche Bundespost für die 
Feststellungen des Voranschlags ausreichende 
Unterlagen zur Verfügung stellt. 

Haushaltsreste 

52. (zu Tz. 139) 

Nach jahrelangen Beobachtungen des Bundes- 
rechnungshofes stellt die Deutsche Bundespost 
in den Voranschlag über den Bedarf des laufen- | 
den Rechnungsjahres hinaus fast regelmäßig so 
hohe Beträge ein, daß die Ansätze zur Bildung 
von Haushaltsresten führen müssen. Ihr Ver- 
fahren ist unzulässig; es ist im übrigen auch 
nicht notwendiig, weil der Voranschlag in aus- 
reichendeim Umfang besondere Ermächtigungen 
zur Bindung von Haushaltsmitteln späterer 
Rechnungsjahre enthält. 

Dem Bundesminister der Finanzen wird empfoh- 
len, in Übereinstimmung mit dem Bundesrech- 
nungshof auf den Abbau vermeidbarer Reste 
hinzuwirken. 

Aufgabe und Stellung der Abteilung für Finanz- 
und Wirtsdiaftsangelegenheiten im Bundesmi- 
nisterium für das Post- und Fernmeldewesen 

53. (zu Tz. 140) 

Nach den Ausführungen des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes beruhen die ungünstige 
Entwicklung der Finanzlage, die jährliche Stei- 
gerung der Investitionen ohne die gebotene 
Rücksichtnahme auf die Liquiditätsentwicklung i 
und die dargelegten Mängel bei der Veranschla- ; 
gung und Bewirtschaftung der Mittel für das | 
Fernmeldewesen offenbar auch auf einer unzu- 
länglichen Organistaion des Haushaltswesens 
im Ministerium. Die Abteilung für Finanz- und | 
Wirtschaftsangelegenheiten übt bei der Auf- | 
Stellung und Durchführung des Voranschlags 
nicht die Funktion einer echten Haushaltsab- 
teilung aus. 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat I 
vorgeschlagen, das bei der Finanz- und Wirt- : 
Schaftsabteilung bestehende Haushaltsreferat in ! 
ein Generalreferat für alle Haushaltsfragen ! 
umzuwandeln und daneben ein Haushaltswirt- 
schaftsreferat für das Fernmeldewesen sowie 
ein weiteres für das Post- und Hochbauwesen 
einzurichten; das Personal müßte entsprechend 
verstärkt werden. 

Der Deutschen Bundespost wird empfohlen, die 
vorgeschlagene Haushaltsabteilung einzurich- 
ten und sie unmittelbar dem Minister zu unter- 
stellen. 


Reform des Postverwaltungsgesetzes 

54. (zu Tz. 141) 

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 
strebt, wie einer Veröffentlichung der Zeit- 
schrift für das Post- und Fernmeldewesen Nr. 23 
vom 10. Dezember 1957 zu entnehmen ist, eine 
Änderung des Postverwaltungsgesetzes an mit 
dem Ziel, die Zuständigkeiten des Bundes- 
ministers für das Post- und Fernmeldewesen 
und des Verwaltungsrats zu erweitern und den 
Einfluß des Bundesministers der Finanzen auf 
die Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Deutschen Bundespost zu schwächen. 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes führt 
hierzu in seiner Denkschrift aus: 

„Gegen eine derartige Entwicklung muß ich 
auf Grund der Erfahrungen des Bundesrech- 
nungshofes und der Ergebnisse seiner Prüfung 
schwerwiegende Bedenken grundsätzlicher Art 
aussprechen. Die Wiederherstellung der Finanz- 
kraft der Deutschen Bundespost wird nur im 
engen Einvernehmen mit der allgemeinen 
Finanz- und Wirtschaftspolitik des Bundes ge- 
lingen." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Ansicht 
vertreten — und der Haushaltsausschuß hat dem 
zugestimmt — , daß nicht eine Schwächung der 
Rechte des Bundesministers der Finanzen und 
somit der Bundesregierung, sondern eine stär- 
kere Heranführung des Posthaushalts an die 
Ziele der allgemeinen Finanz- und Wirtschafts- 
politik des Bundes und an die Kontrolle des 
Parlaments geboten ist. 

Fernmeldewesen 

Haushaltsrechtliche Verstöße bei Stützungs- 
maßnahmen zugunsten einer Telegraphengesell- 
schaft 

55. (zu Tz. 142) 

Die Deutsche Bundespost gewährt einer Tele- 
graphengesellschaft, an deren Bestehen sie be- 
trieblich interessiert ist, seit Jahren erhebliche 
Finanzhilfe. Dabei hat sie gegen eine Anzahl 
haushaltsrechtlicher Grundsätze verstoßen. Der 
Präsident des Bundesrechnungshofes hat hierzu 
zusammenfassend festgestellt: 

„Die Deutsche Bundespost hat ihre Finanzhilfe 
an die Gesellschaft so zerstückelt und verdeckt 
gewährt, daß entweder der Eindruck der Plan- 
losigkeit entsteht oder aber die Annahme be- 
gründet ist, der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen habe beabsichtigt, seine 
Subventionspolitik und deren finanzielle Aus- 
wirkung gegenüber den zur Beschlußfassung 
über den Voranschlag und über die Entlastung 
für die Haushalts- und Wirtschaftsführung be- 
rufenen Organen — - Bundesminister der Finan- 
zen und Verwaltungsrat der Deutschen Bundes- 
post — sowie gegenüber dem Bundesredinungs- 
hof als oberste Finanzkontrollbehörde zu ver- 
schleiern. Soweit die Subventionierung der 
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Gesellschaft etwa gerechtfertigt war, Wcäre sie ! 
in einer haushaltsrechtlich einwandfreien Form 
vorzunehmen gewesen. Hierfür kam in Betracht, ^ 
die Zuschüsse alljährlich mit ausreichender Er- : 
läuterung in den Voranschlag einzusetzen (§§ 7, ! 
9 RHO). Auch im Falle eines Gewährvertrages 
nadi § 45c RHO hätten zum Ausgleich für die 
etwaige Inanspruchnahme der Deutschen Bun- 
despost Ausgabemittel in entsprechender Höhe 
in den Voranschlag eingestellt werden müssen 
(§ 8b RHO). Ferner wäre das Prüfungsrecht des 
Bundesrechnungshofes gegenüber der Gesell- 
schaft auszubedingen gewesen." 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen wird ersucht, 

a) künftig nach den Grundsätzen der Reichs- | 

haushaltsordnung zu verfahren und | 

b) einen bisher vorenthaltenen Ablieferungs- 
betrag von rd. 370 000 DM an den Bund ab- 
zuführen. 

Weiterhin wird der Bundesminister der Finan- 
zen ersucht, von den Möglichkeiten des § 17 
Abs. 4 des Postverwaltungsgesetzes Gebrauch 
zu machen. 


Anlage C der Drucksache 554 

Bericht des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes vom 19. August 1958 über 
seine Tätigkeit als Bundesbeauftragter für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 

Allgemeine Arbeiten 
Aufbau der Bundesregierung und der 
Bundesverwaltung 

Beiräte, Ausschüsse, Arbeitskreise, Tagungen, 
Dienstreisen 

56. (zu Tz. 15 und 30) 

In seiner Eigenschaft als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung führt 
der Präsident des Bundesrechnungshofes in der 
Tz. 15 seines Berichts u. a. aus: 

„Es gehört zu den charakteristischen Merkmalen 
der heutigen Ministerialarbeit, daß sie sich im 
Zusammenwirken mit einer Fülle von Ausschüs- 
sen, Arbeitskreisen und Beiräten vollzieht. Die 
Arbeitszeit der Beamten, namentlich der leiten- 
den Beamten und der Referenten, aber auch der 
Beamten des gehobenen Dienstes und der Büro- 
kräfte des inneren Dienstes wird hierdurch in 
erheblichem Maße in Anspruch genommen. Die 
Zahl der Ausschüsse, ihre Funktionen und Zu- 
ständigkeitsgrenzen, die Wirtschaftlichkeit ihrer 
Arbeitsweise und letztlich selbst der Nutzen 
ihrer Arbeit lassen sich kaum noch übersehen. 
Ich halte eine Sichtung des gesamten Bestandes 
an Ausschüssen und an Einrichtungen ähnlicher 
Art für erforderlich. 

Laufend muß darauf geachtet werden, daß nicht 
mehr Beamte als unbedingt erforderlich, d. h. 


in der Regel nur die federführend zuständigen, 
zu den Sitzungen entsandt werden. Es fällt auf, 
daß an manchen Sitzungen von Bundestagsaus- 
schüssen doppelt und dreifach soviel Regie- 
rungsvertreter teilnehmen wie Ausschußmitglie- 
der. So bedeutsam diese Verhandlungen für 
die Ressorts zu sein pflegen und so sorgfältig 
die Ressorts angesichts der Arbeitsbelastung 
des Bundestages alles vorbereiten müssen, um 
jede gewünschte Auskunft sogleich erteilen zu 
können, so fragt es sich doch, ob die Überzahl 
von Regierungsvertretern nicht auf Mängel der 
Organisation hindeutet." 

Zum Problem der Tagungen und Dienstreisen 
nimmt der Präsident des Bundesrechnungshofes 
in Tz. 30 seines Berichts u. a. wie folgt Stel- 
lung: 

„Mit Recht wird darüber geklagt, daß häufig 
Tagungen veranstaltet werden, deren sachlicher 
Ertrag — namentlich bei Routinetagungen — 
den geistigen, organisatorischen und finanziel- 
len Aufwand nicht lohnt. Wenn private Ver- 
bände ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel 
solche Tagungen veranstalten, werden sich auch 
die Ministerien vielfach einem solchen Gedan- 
kenaustausch nicht entziehen dürfen und den 
Einladungen deshalb folgen müssen. Es ist Sache 
der Behördenleiter, hierbei des rechte Maß ein- 
zuhalten. 

Ein strenger Maßstab muß angelegt werden, 
wenn Behörden, und namentlich wenn Ministe- 
rien selbst Tagungen veranstalten. Es sollte in 
solchen Fällen geprüft werden, ob es nicht 
zweckmäßiger und wirtschaftlicher sein würde, 
die Durchführung von Tagungen einer der vielen 
Einrichtungen zu überlassen, die dafür geeignet 
sind und auch über einen Apparat hierfür ver- 
fügen. 

Nicht zuletzt aus der Mitarbeit in Beiräten, 
Ausschüssen und Arbeitskreisen und aus der 
Teilnahme an Tagungen erklärt sich die erheb- 
liche Reisetätigkeit der Ministerien. Wie ich 
festgestellt habe, waren die Angehörigen eines 
Bundesministeriums im Rechnungsjahr 1956 mit 
1784 Reisen an insgesamt 4626 Tagen auf 
Dienstreisen. Durch die Reisetätigkeit war prak- 
tisch die Arbeitskraft von etwa 19 Bediensteten, 
in erster Linde Referenten und Hilfsreferenten, 
fortlaufend gebunden.'' 

Der Haushaltsausschuß hat beschlossen, 

1. in einem Brief an den Präsidenten des 
Deutschen Bundestages auf den Mißstand 
der Teilnahme zu vieler Ressortvertreter an 
den Sitzungen des Haushaltsauschusses hin- 
zuweisen, 

2. den Vorsitzenden der anderen Ausschüsse 
zu empfehlen, zur Beseitigung des Mißstands 
der Anwesenheit zu vieler Ressortvertreter 
bei den Sitzungen ihrer Ausschüsse den 
gleichen Weg wie der Haushaltsausschuß zu 
beschreiten, 
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3. die Bundesregierung zu ersuchen, dem Rech- | 

nungsprüfungsausschuß eine generelle über- : 
sicht über alle Beiräte, Ausschüsse und j 
Arbeitskreise vorzulegen, da z. B. die Zu- 
ordnung von 342 Beiräten, Fachausschüssen, | 
Arbeitskreisen und sonstigen Gremien beim | 
Bundesministerium des Innern untragbar er- , 
scheint; | 

4. festzustellen, ob die große Zahl von Tagun- ; 
gen und Dienstreisen zum Anlaß genommen i 
werden muß, während der Haushaltsbera- 
tungen bei der Bewilligung der Reisekosten j 
entsprechende Konsequenzen zu ziehen, falls | 
die Zahl der Dienstreisen und die Stärke der 
Delegationen nicht zurückgeht. 

Zusammenwirken von Bund, Ländern und 
Gemeinden 

öffentliche Verwaltung und wissenschaftliche 
Forschung 

57. (zu Tz. 22) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat zu 
den Fragen der wissenschaftlichen Forschung, 
der Koordinierung der Förderungsmaßnahmen 
von Bund, Ländern und privaten Einrichtungen, 
der Finanzierung der Forschung usw. in der 
Tz. 22 seines Berichts u. a. die folgenden Vor- 
schläge unterbreitet: 

A. Horizontale Abgrenzung und Abstimmung 
bei der Veranschlagung und Bewirtschaftung 
der Mittel. 

B. Vertikale Abgrenzung und Abstimmung. 

C. Einrichtung einer Zentralstelle zur Erfassung 
aller Empfänger von Zuwendungen nach 
§ 64a RHO. 

D. Bearbeitung aller Fragen, die im Zusammen- 
hang mit der Prüfung der Haushaltsansätze 
für Forschungsvorhaben in den Einzelplänen 
entstehen, durch ein Referat der Haushalts- 
abteilung des Bundesministeriums der Finan- 
zen. 

E. Förderung der Institutionen der Fachdoku- 
mentation. 

F. Einholen der Einwilligung für die Über- 
nahme der mit der Zuwendung der Mittel 
verbundenen Aufträge durch die die fach- 
liche Aufsicht führende Stelle. 

G. Übermittlung einer Abschrift des Bewilli- 
gungsbescheides an das die fachliche Auf- 
sicht führende Ressort bei der Bewilligung 
von Forschungsbeihilfen an einzelne Wissen- 
schaftler bei Bundesinstitutionen. 

H. Änderung des bisherigen Verfahrens, wenn 
Bund und Länder für die zusätzliche For- 
schungsförderung gemeinsame Mittel zur 
Verfügung stellen. 

Der Haushaltsausschuß wird versuchen, die 
Durchführung der bei Tz. 22 angeführten Vor- 


schläge, insbesondere die der Abschnitte C 
und D, zu verwirklichen. 

Die zentrale Meldestelle besteht seit August 
1959 beim Bundesministerium der Finanzen. 

Organisations- und Wirtschaftlichkeits- 
prüfungen 

Zuständigkeitsbereich des Auswärtigen Amtes 

Gutachten über die Zuständigkeitsabgrenzung 
zwischen den Kulturabteilungen des Auswärti- 
gen Amtes und des Bundesministeriums des 
Innern 

58. (zu Tz. 35) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat in 
der Tz. 35 seines Berichts u. a. folgendes aus- 
geführt: 

„Das Auswärtige Amt und das Bundesministe- 
rium des Innern haben im Jahre 1952 durch eine 
Vereiubaruing ihre Zuständigkeiten auf kulturel- 
lem Gebiet abgegrenzt. Diese Aufgabenteilung 
hat sich nach Ansicht der Ressorts nicht bewährt 
und ist inzwischen überholt. Die Ressorts haben 
daher im Jahre 1955 eine Entscheidung des 
Kabinetts über eine neue Verteilung der Zu- 
ständigkeiten beantragt, die bis jetzt nicht ge- 
troffen wurde. 

Damit die Haushaltsmittel möglichst übersicht- 
licht veranschlagt werden, habe ich vorgeschla- 
gen, in Fällen enger Aufgabenberührung die 
Zuständigkeiten auf das hauptbeteiligte Mini- 
sterium zu verlagern und im übrigen die Haus- 
haltsansätze einheitlich in einem Einzelplan 
auszubringen, Teile davon aber dem anderen 
Ressort zur Bewirtschaftung zu übertragen. 

In anderen Fällen habe ich eine Trennung der 
Tätigkeitsgebiete beider Ministerien nach geo- 
graphischen Gesichtspunkten empfohlen. Dabei 
habe ich für das Bundesministerium des Innern 
die Zuständigkeiten für die europäischen Län- 
der wegen ihrer engen Bindungen zur deut- 
schen Kultur und Wissenschaft sowie im Hin- 
blick auf die europäische Integration vorge- 
sehen. Für das Auswärtige Amt habe ich die 
Zuständigkeit für die außereuropäischen Län- 
der vorgeschlagen, da hier die kulturellen Be- 
lange weitgehend mit der Außenpolitik ver- 
bunden sind und praktisch nur von den Aus- 
landsvertretungen wahrgenommen werden kön- 
nen. Ich habe mehrfach angeregt, Überlegun- 
gen darüber anzustellen, auf welche Weise 
die Arbeiten nach Weisung des Ministeriums 
von besonderen Einrichtungen (nachgeordneten 
Dienststellen, Stiftungen, privaten Vereinigun- 
gen u. ä.) ausgeführt werden können. Eine ge- 
meinsame Ausführungsstelle könnte nicht nur 
für das Auswärtige Amt und das Bundesministe- 
rium des Innern, sondern auch für andere Mini- 
sterien tätig sein, die mit kulturellen Fragen 
befaßt sind. 

Eine Zusammenfassung aller mit dem Kultur- 
austausch befaßten Stellen würde die Arbeiten 
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vereinldchen, (he Wirtschaftlichkeit des Ver- 
fahrens steigern und eine Gewähr für rasche 
und unbürokratische Entscheidungen geben.“ 

Die Bundesregierung wird ersucht, eine zentrale 
Meldestelle zur Erfassung der Zuwendungen 
gemäß § 64a RHO beim Bundesministerium der 
Finanzen zu schaffen. 

Der Haushaltsausschuß sieht vor, eine Abgren- 
zung der kulturellen Titel dahingehend vorzu- 
nehmen, daß 

a) die nach dem Ausland gerichteten kulturel- 
len Aufwendungen dem Auswärtigen Amt 
und 

b) die für das Inland bestimmten kulturellen 
Aufwendungen dem Bundesministerium des 
Innern 

unterstellt werden. 

— Wie schon unter Nr. 57 ausgeführt, besteht 
die zentrale Meldestelle seit August 1959 beim 
Bundesministerium der Finanzen. — 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
des Innern 

Gutachten über die Organisation und Wirt- 
sdiaftlidikeit des Bundesministerium des Innern 

59. (zu Tz. 36 bis 40) 

Das Bundesministerium des Innern wird ersucht, 
die in dem Gutachten des Bundesbeauftragten 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung dar- 
gelegten Anregungen zu befolgen. 


Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Auswirkungen des Gutachtens über die Orga- 
nisation und die Wirtschaftlichkeit des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

60. (zu Tz. 50) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat in 
Tz. 50 seines Berichts beanstandet, daß die 
Organisation des Ministeriums noch nicht nach 
seinen Vorschlägen geändert worden ist. Im 
Interesse eines wirtschaftlichen Personaleinsat- 
zes hält er dies aber für notwendig. Er hält es 
nach wie vor für vordringlich, daß das Ministe- 
rium sich von seiner umfangreichen Verwal- 
tungstätigkeit durch Verlagerung von Auf- 
gaben auf eine Bundesoberbehörde entlastet. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ersucht, im Haus- 
haltsausschuß hierüber zu berichten. 


Anlage D der Drucksache 554 

Erklärung des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes über die Prüfung von Jahres- 
rechnungen für das Rechnungsjahr 1955 
gemäß § 89 RHO 

Von der Erklärung des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes (Seite 145 der Drucksache 554) 
wird zustimmend Kenntnis genommen. 
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